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Beginn der Sitzung: 15 Uhr. 

Präsident Hanoiuer: Ich eröffne die 84. Sitzung 
des Bayerischen, Landtags. 

Die Liste der entschuldigten Kollegen wird zu 
Protokoll gegeben'.*) 

Zunächst eine Mitteilung. Der Abgeordnete 
Ernst Falk hat mit Schreiben vom 10. November 

*) Nach Artikel 5 Absatz 2 des Aufwandsent~chädi­
gungsgesetzes sind entschuldigt oder beurlaubt die 
Abgeordneten Jaumann, Lindig, Maag, Muth und Dr. 
Warnke. 
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(Präsident Hanauer) 

1965, dessen Unterschrift notariell beglaubigt 
wurde, rechtswirksam auf sein Mandat verzichtet. 
Gemäß Artikel 65 Absatz 3 des Landeswahlge­
setzes bedarf es eines feststellenden B e s c h 1 u s -
s es des Parlaments über diesen, durch die Nieder­
legung eingetretenen Verlust der Abgeordneten­
eigenschaft. Ich bitte Sie, sich zum Zeichen der 
Zustimmung vom Platz zu erheben. - Danke. Die 
Gegenprobe! - Keine Gegenstimmen. Stimment­
haltungen? - Einstimmig zugestimmt. 

Ich darf vor Aufruf des Tagesordnungspunktes 1 
zunächst einen Teil der übrigen Angelegenheiten 
erledigen, die uns wohl alle nicht lange aufhalten 
werden. 

Zunächst rufe ich auf Punkt 2 a der Tagesord-
nung: 

Erste Lesung zum 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststel­
lung des Haushaltsplans des Freistaates 
Bayern für das Rechnungsjahr 1966 (Haus-

haltsgesetz 1966) 

Wortmeldungen zur Begründung wie auch zur 
Aus s p r a c h e liegen nicht vor. Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich 
vor, diesen Gesetzentwurf zu überweisen dem Aus­
schuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen und 
dem Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Kom­
munalfragen. - So beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 2 b der.Tagesordnung: 

Erste Lesung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur .Änderung des 
Gesetzes über die Gewährung von Pflege-

geld an Zivilblinde (Beilage 2196) 

Auch hierzu liegen keine Wortmeldungen zur Be­
gründung und auch keine Wortmeldungen zur Aus -
sprach e vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat ·scl\lage 
ich vor, diesen Gesetzentwurf zu überweisen dem 
Ausschuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen 
und dem Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen. - So beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 2 c der Tagesordnung: 

Erste Lesung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des 

Vereinsgesetzes (Beilage 2213) 

Auch hierzu wird keine Begründung gegeben. Ich 
eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich 
vor, diesen Gesetzentwurf zu überweisen dem Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfra­
gen. - So beschlossen. 

Ich rufe auf P u n k t 2 d der Tagesordnung: 

Erste Lesung zum 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur .Än­
derung des Gesetzes über den Senat (Bei-

lage 2214) 

Es handelt sich auch hier um eine Regierungsvor­
lage. Zur Begründung liegen keine Wortmeldungen 
vor. Ich eröffne die Aussprache. - Keine Wort­
meldungen. Die Aussprache ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage 
ich vor, diesen Gesetzentwurf zu überweisen dem 
Ausschuß ~ür Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen. - So beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 2 e der Tagesordnung: 

Erste Lesung zum 
Antrag des Bayerischen Senats betreffend 
Gesetz zur .Änderung des Gesetzes i,iber den 

Senat (Beilage 2216) 

Ich eröffne dazu die A u' s s p r a c h e. - Wort­
meldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist ge­
schlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage 
ich vor, diesen Antrag ebenfalls dem Ausschuß für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen zu 
überweisen. - So beschlossen. -

Ich rufe auf Punkt 2 f der Tagesordnung: 

Erste Lesung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Ausfü4rung 
der Finanzgerichtsordnung (AGFGO) -

(Beilage 2258) 

Eine Wortmeldung der Regierung zur Begrün­
dung liegt nicht vor. Weitere Wortmeldungen lie­
gen auch nicht vor. Die Aussprache ist ge­
schlossen: 

Ich schlage vor, diesen Gesetzentwurf dem Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen zu überweisen. -

Damit sind die ersten Lesungen beendet. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Wahl von berufsrichterlichen Mitgliedern 
·zum Verfassungsgerichtshof 

Mit Schreiben vom 22. Oktober 1965, das in Ab­
schrift verteilt wurde, teilt der Herr Ministerpräsi­
dent mit, daß die sechsjährige Amtszeit folgender 
berufsrichterlicher Mitglieder des Bayerl.schen Ver­
fassungsgerichtshof abgelaufen ist: 

und 

Oberlandesgerichtspräsident Haut h, Nürn­
berg, 
Vizepräsident Dr. Meder, Oberlandesgericht 
München, 
Oberlandesgerichtsrat K oh 1 er, Bayerisches 
Oberstes Landesgericht, 

Senatspräsident Dr. Ei c h h o r n, Bayerischer 
Verwaltungsgerichtshof. 
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(Präsident Hanauer) Ich rufe auf Punkt 4 b der Tagesordnung: 

Der Ministerpräsident schlägt im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten des Bayerischen Verfassungs­
gerichtshofs die Wiederwahl der vorgenannten Her­
ren Richter vor. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, diese W a h 1 
in einfacher Form vorzunehmen. - Widerspruch 
erhebt sich nicht. Dann ist so beschlossei;l. 

Wer der Wiederwahl von Oberlandesgerichtsprä­
siderit Rauth, Vizepräsident Dr. Meder, Oberstlan­
desgerichtsrat Kohler und Senatspräsident Dr. Eich­
horn seine Zustimmung geben will, deri bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. - Danke. Die Gegen­
probe! - Stimmenthaltungen? - Die Wahl ist ein­
stimmig vollzogen,. 

Ich rufe auf Pu~ kt 4 der Tagesordnung~ 
Schreiben des Bayerischen Verfassungsge­
richtshofs betreffend Antrag des Dr. Josef 
Wenninger in München auf Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit des § 11 Absatz 
5 der Bayerischen Gnadenordnung vom 11. 
November 1954 (BayBS IH S. 190) - Bei-

lage 2240 

Über die Beratungen des Ausschusses für Ver­
fassungs-, :Rechts- und Kommunalfragen (Beilage 
2240) berichtet Herr Abgeordneter Dr, Reiland. Ich 
erteile ihm das Wort. · 

Dr. Reiland (SPD), B·erichterstatter:'Herr 
Präsident, Hohes Haus! In der 122. Sitzung des Aus­
schusses für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal-· 
fragen befaßte sich der Ausschuß mit einem Schrei­
ben des Dr. Josef Wenninger ih München auf Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit des § 11 Ab­
satz 5 der Bayerischen Gnadenordnung. 

Der Antragsteller bemängelte, daß bei sämtlichen 
Bescheiden sowohl. des Ministeriums als auch der 
Generalstaatsanwaltschaften auf 'einen Gnadenan­
trag hin jeweils nur die kurze Formulierung erfolge 
und den Antragstellern zugeleitet werde: 

„Zu einem Gnadenerweis besteht kein Anlaß." 
Dei Antragsteller ist der Ansicht, daß diese For­

mulierung der negativen Gnadenbescheide nicht in 
Einklang mit der Verfassung steht. 

Der Ausschuß hat nach ständiger Übung be­
schlossen, sich dem Verfahren vor dem Verfassungs­
gerichtshof nicht anzuschließen, sich nicht zu betei-. 
ligen, weil die Bayerische Gnadenordnung nicht 
durch den Landtag erlassen wurde. 

Ich darf Sie bitten, der Stellungnahme des Aus­
s.chusses zuzustimmen. 

Prcisident Hanauer: Wir kommen zur Ab s tim „ 
m u n g. Ihr liegt die Beilage 224Ö zugrunde. Wer ihr 
zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Es ist ein­
stimmig antragsgemäß beschlossen. 

Schreiben des Bayerischen Verfassungs­
gerichtshofs betreffend Antrag des Rechts­
anwalts Dr. Grasmüller in München auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit des 
Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe a des Kir­
chensteuergesetzes vom 26. November 1964 

BayBS II S. 653) 

Anstelle von Kollegen Dr. Warnke übernimmt 
der Abgeordnete Dr. Reiland die Berichterstattung 

, über die Beratungen des Ausschusses für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommun~lfragen (Beilage 2241). 
Ich erteile ihm das W or.t. 

; ' , 

Dr. Reiland (SPD), Berichtersatter': Herr 
Präsident, meine 'Damen uµd Herren! Ih seiner 1.22. ~ . 
Sitzung hat der Auss(huß für Verfassungs-, Rechts­
und Kommunalfragen auch ein Schreiben des 
Rechtsanwalts Dr. Grasmü1ler in München auf Fest„ 
stellung der Verfassungswidrigkeit des Artikels 1 

· Absatz 2 Buchstabe a des Kirchensteuergesetzes be­
handelt. 

Der Antragsteller War zivilrechtlich und kirchlich 
verheiratet. Er ist nunmehr geschieden. Er wird von 
dem Kirchensteuerrecht, das sich nach dem forma.,. 
len Einkommensteuerrecht ausrichtet, als geschie­
den betrachtet. Da der Antragsteller strenggläubi­
ger Katholik ist, fühlt er sich dadurch in seiner 'per~ 
sönlichen Würde verletzt und ist der Ansicht, daß 
die entsprechende Bestimmung des Kirchensteuer­
gesetzes mit der Verfassung nicht iri. Einklang steht 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß die genannte 
kirchensteuerrechtliche Vorschrift mit d,er yerfas­
sung in Einklang steht und daß vor allen Dingen 
die Würde der menschlichen Persönlichkeit nic;h.t 
verletzt wird. . 

Wir empfehlen dem Hohen Haus. folgende Stel­
lm\gnahme: 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren; 
II. Es wird Abweisung der Klage beantragt. 

IIL•Zum Vertreter 9-es Landtags wird der Abge­
ordnete Warnke bestellt. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur. A 1:> s tim -
m u n g. Die Formulierung des Beschlusses . wurde 
Ihnen bereits vom Herrn Berichterstatter bekannt­
gegeben. Wer dem beitreten will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig antrags-
ge:inäß beschlossen .. „ · 

Ich rufe auf Punkt 4 c der Tagesordnung: 

Schreiben des Bayerischen Verfassungs­
gerichtshofs betr. Antrag des Lehrers Jo­
hann Anderl in München auf Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit des § 34 Ab- · 
satz 2 Buchstaben a, b der Schulordnung 
für die Höheren Schulen in Bayern vom 22, , 

August 1961 (GVBI. S. 217) . 

Über die Beratungen des Ausschusses ffü: VeJ:,;;, 
fassungs-, Rechts- und Kommunalfragen (Beilage ·' 
2242) berichtet der Abgeordnete Oberle. Ich erteile · 
ihm das Wort. 

., 
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.()berle (CSU),. Berichtersta,t·ter: Herr 
· Präsident, Hohes Haus! Der Ausschuß für Verfas­

sungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat sich in 
seiner 123. Sitzung mit dem Antrag des Lehrers Jo­
hann Anderl in München auf Feststellung der Ver­
f~Ss)-.ln,gs:widrig!reit des § 34 .Absatz 2 Buchstaben a .. 
und b der Schulorqnung für die Höheren .Schulen in 

· Bai'ern befaßt. 

Der Antragsteller meint, daß die dort vorgese­
henen Schulstrafen verfassungswidrig seien, da sie 
verschiedene Grundrechte der Bayerischen Verfas­
sung einschränkten. 

'Es ist ständige Übung des Hohen Hauses, sich an 
Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof nur 
<;l.ann zu beteiligen, wenn sie ein vom Landtag be'­
schlossenes Gesetz zum Gegenstand haben. Da dies 
bei der angegriffenen Schulordnung des Kultusmi­
nisteriums nicht der Fall ist, hat der Ausschuß ein­
stimmig beschlossen, sich am Verfahren nicht zu 
beteiligen. Ich bitte das Hohe Haus, diesem Be­
schluß beizutreten. 

Präsident Hanauer: Wir k9mmen zur Ab s tim -
m u n g. Wer dem Beschluß des Ausschusses beitre­
ten will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dan­
ke. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Es 
ist einstimmig so beschlossen. 

Schreiben ·des Bayerischen Verfassungsge­
richtshofs betreffend Antrag des Notars 
Dr. Ernst Stiegler in München-Pasing auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
Artikel 78 Absatz 4 Nr. 1 und 80 des Baye­
rischen Wassergesetzes vom 26. Juli 1962 

(GVBI. S. 143) 

Über .die Beratungen des Ausschusses (Beilage 
2246) berichtet anstelle des Herrn Abgeordneten 
Sackmann der Vorsitzende des Ausschusses, Herr 
Abgeordneter Dr. Hoegner. 

Dr. Hoegner (SPD), B ·er i c h t er s tat t er : Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat 
s).ch in seiner 121. Sitzung am 26. Oktober 1965 mit 
dieser Eingabe befaßt. Er kam zu dem einstimmi­
gen Beschluß: 

Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren. 
Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß beizu-

· treten. 

Präsident Hanauer: Wir .kommen zur A b s t im -
m u n g. Wer dem beitreten will, den bitte ich um 

. ein Handzeichen. - Ich danke. Die Gegenprobe! -

. Stimmenthaltungen? Ich stelle Einstimmigkeit · 
„. fesf. . 

2 

. Punkt4e: 

·Schreiben d~s Bayerischen' Verfassungsge­
richtshofs betreffend Antrag des Landwirts 
Hans Friedmann in Schirradorf auf Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit der Ar-

. tikel 6 Absatz 2 und 19 Absatz 1 Nr.' 1 des 

,„ 

Gese,tzes über das Feuerlöschwesen . vom 
17! April 1946 und der .Pflichtf(merwehrsat­

zung der G.eineinde Schirradorf 

Über die Beratungen des Ausschusses (Beilage 
2247) berichtet der Herr Abgeordnete Bauer. Ich er,­

. teile ihm das Wort. 

Bauer (CSU), B e r ich t erst a t t er : Herr Pr~­
sident, meine Damen und Herren! In seiner 121. Sit­
zung am 26. Oktober 1965 hat sich der Ausschuß für . 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen mit 
dem Antrag des 4andwirts Hans Friedmann. in 
Schirradorf auf Feststellung der Verfassungswid­
rigkeit der Artikel 6 Absatz 2 und 19 Absatz 1 Nr. 1 
des Gesetzes über das Feuerlöschwesen .vom 17. 
April 1946 und der Pflichtfeuerwehrsatzung der Ge­
meinde Schirradorf befaßt. Der Ausschuß hat nach 
einer Sachbesprechung festgestellt, da0 die ange­
fochtenen Bestimmungen verfassungskonform seien. 
Der Antragsteller meinte ins.besondere, es sei ver­
fassungswidrig, daß zum aktiven Feuerwehrdienst 
nu.r Männer bis zu einem gewissen Alter und nicht 
auch Frauen herangezogen würden. 

(Hört, hört!) 

Schließlich kam der Ausschuß zu folgendem Be':'· 
schluß: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren, 
soweit es das Gesetz über das Feuerlöschwe~ 
sen betrifft, 

II. Zum Vertreter des Landtags wird Abgeordn~~ 
ter Bauer bestellt. 

III. Es wird Abweisung der Klage beantragt. 

Der Beschluß wurde einstimmig gefaßt. Ich bitte 
das Hohe Haus, ihm beizutreten. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur Ab s t i m -· 
m u n g. Wer dem Beschluß beitreten will, den bit:. 
te ich um ein Handzeichen. - Danke. Die Gegen'­
probe!-. Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Zuletzt P u n k t 4 f 

Schreiben des Präsidenten des Bundesver­
fassungsgerichts betreffend Verfassungsbe­
schwerde des Professors Dr. Auer in Mün­
chen wegen Verletzung d~s Eigentums­
rechts nach Artikel 14 des Grundgesetzes 

Über die Ausschußberatungen (Beilage 2243) be­
richtet der Herr Abgeordnete Bezold; ich erteile 
ihm das Wort. 

Be:z:old (FDP), B er i c h t er s tat t er : Herr Prä­
sident, Hohes Haus! Durch die Verfassungsbe­
schwerde sucht der Beschwerdeführer nach Verlust 
eines Prozesses über einen Teilbetrag von 300 000. 

' DM Entschädigung wegen eines rechtswidrigen, 
enteignungsgleichen Eingriffs in sein Eigentum 
durch Baubeschränkungen in allen drei Instanzen 
dadurch zu korrigieren, d~ß er die Verletzung des 
Eigentums nach Artikel 14 Grundgesetz durch Ar-. 
tike.l 125 Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Ge­
setzbuch rügt, insbesondere die Verfassungswidrig-
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keit einer Frist für das Erlöschen von Entschädi­
gungsansprüchen. 

Der durch die Bayerische Verfassung vom 2. De­
zember 1946 eingesetzte Landtag hat am Erlaß des 
Bayerischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch nicht mitgewirkt. Der Ausschuß hat da­
her folgenden Beschluß gefaßt: 

Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahr:en. 

Ich bitte, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur Ab s t im -
m u n g. Wer dem beitreten will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 5 a der Tagesordnung: 

Schreiben des Staatsministeriums der Ju­
stiz betreffend Aufhebung der Immunität 

des Abgeordneten Wachter 

Über die Beratungen des Ausschusses für die Ge­
schäftsordnung und Wahlprüfung (Beilage 2250) 
berichtet der Herr Abgeordnete Streibl; ich erteile 
ih'.m das Wort. 

Streibl (CSU), B e r ich t e r statte r : Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
für die Geschäftsordnung und Wahlprüfung hat sich 
in seiner 8. Sitzung am 29. Oktober mit der Aufhe­
bung der Immunität des Abgeordneten Wachter be­
faßt. Herr Abgeordneter Wachter ist verantwortlich 
für einen Schaukasten der Freien Demokratischen 
Partei, in dem eine dem „Spiegel" entnommene Ka­
rikatur ausgestellt war, die den Landesvorsitzenden 
der CSU und Herrn Seebohm zusammen mit Herrn 
Ulbricht Hand in Hand zeigte; darunter war zu le­
sen: „Hand in Hand gegen Vernunft und Verstand." 
Soviel zum Sachverhalt. .. 

An der Aussprache beteiligten sich neben mir als 
Berichterstatter der Kollege Heinrich als Mitbe­
richterstatter und die Kollegen Machnig, Drexler, 
Zietsch, Kramer, Jaumann, Schneier und Falb. Es 
wurde die Ansicht vertreten, daß die Immunität 
bezwecke, die Funktionsfähigkeit des Parlaments 
aufrechtzuerhalten, und daß es sich in diesem Fall 
um eine Beleidigung handle, die über das normale 
Maß hochpolitischer Auseinandersetzung hinausge­
he. Es sei ein schlechter Dienst an der Demokratie, 
so habe ich als B e r i c h t e r s t a t t e r ausgeführt, 
wenn die politische Auseinandersetzung so verwil­
dere, daß sich unsere Parlamentarier Hand in Hand 
mit Ulbricht zeigen lassen müßten. Ein anderer 
Teil des Ausschusses hat festgestellt, daß es sich 
hier um ein Produkt der politischen Auseinander­
setzung, noch dazu im Wahlkampf, handle; deshalb 
sollte m::>n hier nicht kleinlich sein. 

Herr Abgeordneter Wachte r erklärte, eine 
beleidigende Absicht habe nicht vorgelegen; es 
handle sich um eine Karikatur, die nicht verboten 
gew!fsen sei, weil sie ja bereits im „Spiegel" ver­
öffentlicht gewesen sei. 

Der Ausschuß kam zu folgendem Ergebnis: Für 
den Antrag des Mitberichterstatters, die Immunität 
des Abgeordneten W achter nicht aufzuheben, sind 
10 Stimmen; für den Antrag des Berichterstatters, 
die Immunität des Abgeordneten Wachter aufzuhe- · 
ben, sind 7 Stimmen abgegeben worden; 2 Aus­
schußrriitglieder haben sich der Stimme enthalten. 

Ich bitte das Plenum, hierüber zu entscheiden. 

Präsident Hanauer: Der Antrag des Ausschusses 
lautet: Die Immunität wird nicht aufgehoben. Es ist 
ein Mehrheitsbeschluß. 

Ich darf ihn zur Abstimmung stellen. Wer 
dem Beschluß beitritt, die Immunität des Abgeord­
neten Wachter nicht aufzuheben, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! ~ 
Stimmenthaltungen? - Bei einer Reihe von Stimm­
enthaltungen war das erstere die Mehrheit. Die 
Immunität des Abgeordneten Wachter wird also 
nicht aufgehoben. 

Punkt5b: 

Schreiben des Rechtsanwalts Dr. Adolf 
E r n s t in Hof/S. betreffend Aufhebung 
der Immunität des Abgeordneten Sonntag 

Über die Beratungen des Ausschusses (Beilage 
2251) berichtet der Herr Abgeordnete Drexler; ich 
erteile ihm das Wort. 

Drexler (SPD), B er ich t er s tat t er : Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ein Bürger 
fühlte sich durch eine Äußerung des Kollegen Karl ' 
Sonntag in einem Schreiben an ein Amtsgericht be­
leidigt. Sein Rechtsanwalt hat nun Klage erhoben. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sache ein-' 
stimmig beschlossen, die Immunität des Kollegen 
Sonntag nicht aufzuheben. Ich bitte Sie, ebenso zu 
entscheiden. ' 

Präsident Hanauer: Wfr komrrien zur A b s t im -
m u n g. Auch in diesem Fall ist vom Ausschuß · 
empfohlen, die Immunität nicht aufzuheben. 

Wer dem beitreten will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! - Keine 
Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? - Bei 2 
Stimmenthaltungen, darunter der des Betroffenen, 
ist sonst einstimmig so beschlossen. · 

Punkt 5 c: 

Schreiben des Diplomlandwirts Peter Kloer 
in München betreffend Aufhebung der Im­

munität des Abgeordneten Dr. Held 

Über die Beratungen des Ausschusses (Beilage.· 
2252) berichtet der Herr Abgeordnete Dr. Rass; ich 
erteile ihm das Wort. 
. 
Dr. Rass (CSU), Be r i eh te r statte r: Herr 

Präsident, Hohes Haus! Der Ausschuß für die Ge­
schäftsordnung und Wahlprüfung befaßte sich in 
seiner Sitzung vom 29. Oktober 1965 mit dem An­
trag des Diplomlandwirts Peter Kloer in München 
auf Aufhebung der Immunität des Abgeordneten 
Dr. Held wegen Beleidigung. 
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Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, die 
Immunität nicht aufzuheben. Ich empfehle dem 
Hohen Haus, dieser Beschlußfassung beizutreten. 

Präsident Hanauer: Es wird wiederum bean­
tragt, die Immunität nicht aufzuheben. Wir kom­
men zur !;>.. b s t i m m u n g. 

Wer dem Ausschußantrag beitreten will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Gegen­
probe!-:- Stimmenthaltungen? - Der Beschluß ist, 
soweit ich feststellen kann, einstimmig. 

Präsident Hanauer: Ich rufe auf Pu n kt 6 der 
Tagesordnung: 

Zweite Lesung zum 

Entwurf eines Staatsvertrags zwischen dem 
Land Baden-Württemberg und dem Frei­
staat Baye.rn über Zweckverbände und öf­
fentlich-rechtliche Vereinbarungen (Beila-

ge 2215) 

Es berichtet über die Beratungen des Ausschus­
ses für Verfassungs-, Rechts- tind Kommunalfragen 
(Beilage 2278) der Herr Abgeordnete Dr. Hiller­
meier. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Hillermeier (CSU), B er i c h t e r s t a t t •er : 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der 
Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen hat sich in seiner Sitzung vom 12. Nove;mber 
1965 mit dem Entwurf eines Staatsvertrages zwi­
schen dem Land Baden-Württemberg und dem Frei­
staat Bayern über Zweckverbände und öffentlich­
rechtliche Vereinbarungen befaßt; Mitberichterstat­
ter war Herr Kollege Kramer, die Berichterstattung 
oblag mir. -

Der Staatsvertrag, der im Entwurf von der Staats­
regierung gemäß Artikel 72 der Bayerischen Ver­
fassung vorgelegt wurde, hat den Zweck, die recht­
liche Grundlage für die Bildung eines Zweckver­
bandes „Gasversorgung Oberschwaben" zwischen 
den Städten Friedrichshafen, Ravensburg und Lin­
dau im Wege der grenzüberschreitenden kommuna­
len Zusammenschlüsse zu schaffen. 

Der Ausschuß hat diesem Entwurf einstimmig 
seine Zustimmung gegeben. Ich bitte das Hohe 
Haus, dem beizutreten. 

Präsident Hanauer: Ich eröffne die a 11 g e -
m ein e A u s s p r a c h e. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die allgemeine Aussprache ist geschlos­
sen. 

Der Ausschuß _für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen hat beschlossen, dem Staatsver­
trag die Zustimmung zu geben. Ich schlage dem 
Hohen Hause vor, von einer Einzelabstimmung 
über die sechs Artikel des Staatsvertrages absehen 
zu dürfen. - Widerspruch erhebt sich nicht. Ich 
stelle die Zustimmung des Hohen Hauses fest. 

Wer dem Staatsvertrag zwischen dem Lande Ba­
den Württemberg und dem Freistaat Bayern über 

Zweckverbände und ·öffentlich-rechtliche Verein­
barungen die Zustimmung erteilen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungen? - Einstimmig zugestimmt. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, die nach der 
Verfassung notwendige dritte Lesung unmit­
telbar anschließen zu dürfen. - Das Hohe Haus ist 
damit einverstanden. Ich eröffne die a 11 g e m e i - · 
n e Aussprache. - Wortmeldungen liegen nicht. 
vor. Die Ausspniche ist geschlossen. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g in der dritten 
Lesung. Ihr liegen die Beschlüsse der zweiten Le­
sung zugrunde. - Kein Widerspruch. 

Wir kommen dann zur S c h 1 u ß abstimm u n g. 
Ich nehme an, daß das Hohe Haus damit einverstan­
den ist, daß ich die Schlußa:bstimqrnng in einfacher 
Form vornehme. - Ich stelle Zustimmung fest. Wer 
dem Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Würt­
temberg und dem Freistaate Bayern über Zweck­
verbände und öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 
die Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. - Danke. Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Schreiben des Staatsministeriums der Fi­
nanzen betreffend Staatshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1962 (Beilage 819) 

Über die Beratungen des zuständigen Ausschusses 
(Beilage 2253) berichtet an Stelle des Herrn Abge­
ordneten Dr. Elsen der Vorsitzende des Haushalts­
ausschusses Herr Abgeordneter Fink Hugo. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Fink Hugo (CSU), B er ich t er s tat t e r : Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Wie alljähr­
lich hat der Ausschuß für den Staatshaushalt und 
Finanzfragen die Rechnungsprüfung eines der Vor­
jqhre durchzuführen gehabt. Der Ausschuß hat 
festgestellt, daß auch in diesem Jahr das Buch mit 
dem Bericht wesentlich dünner war; das ist ein 
Zeichen für die fortschreitende Konsolidierung der 
Staatsverwaltung. Wesentliche Beanstandungen wa­
ren nicht zu erheben. Es ist der Beschluß auf Bei­
lage 2253 zustandegekommen, der auf Ihrem Tische 
liegt. Ich darf diesen Beschuß bekanntgeben: 

Auf Grund der Staatshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1962 und des Berichts des Obersten 
Rechnungshofes vom 15. Dezember 1964 wurde dem 
Landtag nach Anhörung des Senates empfohlen, zu 
beschließen: 

I. Nachträglich genehmigt werden 
1. die nachgewiesenen über- und außerplan­

mäßigen Ausgaben und Vorgriffe im Betrag 
von 108 146 434,85 DM (Anlage I zur Staats­
haushaltsrechnung 1962; § 23 RHO); 

2. die infolge unrichtiger Buchung verur­
sachten über- und außerplanmäßigen Ausga­
ben und Vorgriffe (TNr. -12 mit Anlagen 5 und 
6 des Berichts des ORH; § 20 Abs. 1 Nr. 3 
RHG). 
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II. Abgesehen von den Vorbehalten des Obersten 
Rechnungshöfs (TNr. 17 des Berichts des ORH) 
wird .der Staatsregierung gemaß' Artikel s·o 
BV, § 21 Abs. 1 RHG für das Rechnungsjahr 
1962 Entlastung erteilt. . · 

Der mit Landtagsbeschluß vom 29. Okto.ber 
1963 bestellte Vorbehalt für die AuSg8;ben zu 
Kapitel 08 0.2 B Tit. .670/1960 (ORH-Bericht 
1960 'I'Nr. 52) wird aufgehoben .. 

Ich bitte· das Hohe Haus, sich der Empfehlung 
des Haushaltsausschusses, wie vorgeschlagen, anzu- . 
schließen. 

· Präsident Hanauer: ])er Berichterstatter hat den' 
Würtlaut des BeschlUsses auf Beilage 2253 bek.annt~ , 
gegeben. Er liegt der Beschlußfassung zugtünde. 

· Wer, dem peitreten wl11, den bitte ich um: .ein 
Handzeichen.~ Dank:e. Die Gegenprobe!~ Stimm-·· 
enthaltungen? ·-'-- Bei 1 Stimmenthaitung des sei:.. 
nerzeit betroffenen Herrn Finanzministers Rudolf 
•Eberhard wird der Beschluß einstimmig gefaßt 

Ich rufe a:ur Punk: t 8 der Tagesordnung: 

Schreiben. des Präsidenten des Obersten 
Rechnungshofs betreffend Rechnung des 
Obersten Rechnungshofs für das. Rech-

nungsjahr 1962 (Beilage 1590) 

Hier berichtet ·über die Beratungen des Aus­
schusses für den Staatshaushait und Finanzfragen 
(Beilage 2254) der Herr Abgeordnete Wölfel. Ich 
ert.eile ihm das Wort .. 

Wölfet (CSU), B er ich t e r statte r : Herr Prä­
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Det F.Iaushaltsausschuß hat in seiner 130. und 131. 
Sitzung über den Bericht des Obersten Rechnungs~ 
höfes eingehende Beratungen gepflogen. Der Be­
richt des Obersten Rechnungshofes ·setzt sich aus . 
einzelnen Kennummern zusammen, die von 1 bis 79 
iaufen. Es würde zu weit führen, über jeden einzel-

. nen Punkt zu berichten. Es wurde über die einzel­
nen Fragen sehr: eingehend beraten. Der Ausschuß 
war mit den Antworten auf die Beanstandungen zu 

· Einzelfragen zufrieden. ln der 131. Sitzung kam 
'der Ausschuß zu folgendem Ergebnis: 

Der Ausschuß empfiehlt dem Plenum folgenden 
Beschluß: 

Für die Rechnung des Obersten. Rechnungs-· 
hofes für das Rechnungsjahr 1962 wird gemäß 
§ 21 Abs. 3 RHG Entlastung erteilt. 

Der vorstehende Beschluß wurde einstimmig ge­
faßt. Berichterstatter war meine Wenigkeit, Mit:-, 
berichterstatter war Herr Abgeordneter Weilmaier; 

Ich bitte, dem Beschfoß des Ausschusses beizutre­
ten. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur Ab s t im -
m u n g. Zugrunde liegt die Beilage 2254. Es ist Ent-
lastung beantragt. · · 

'·'·,._•):·. 

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um ein 
"• 

Handzeichen. - Da:hke. Die Gegenprobe! Stimment- ·.· 
haltungeh? ~ Bei 1 Stimmenthaltung - es geht .. · 
aber nicht um das Finanzministerium, es geht um' :· 
den Obersten Rechhungshof, Herr Finanzminister, · 
a'. D. --'-"- so:nst einstimmig beschlossen. · ·· 
\ -' ' . 

·· ' Wir haben nur noch drei einstimmige Ausschuß-
heschlÜsse, dann ist die Tagesordnung, mit Aus­
nahme des ],='unktes 1, abgewickelt.' " 

I.ch rufe auf Tag es o r dn ung.sp unkt 9 a: 

Antrag. des Abgeo~dneten Wösner betref­
fend .Maßnahmen zur :Yerbesserung des 

Hochwasserschutzes (Be;i.lage 2087) 

\• 

Esberichtet Über die,Beratungen des Ausschusses 
· . für Wirtsch:;1ft und Verkehr (Beilage 2244) der Herr . 

Abgeordnete Rupp. Ich erteile ihui.das Wort; ' 
'. ' "".-

' ' 

.·. Rupp (CSU), B er i c h t e r s tat t e r : Herr Prä-
. sident; meine Damen und Herten! Der Ausschuß fÜr 
Wirtsehaft und Verkehr befaßte sich in seiner 50. 
Sitzung arri 28. Oktober. l965 mit dem Antrag des 
Abgeordneten Wösner betreffend Maßnahmen zur. 
Verbesserüng des Hochwasserschutzes. Berichter­
statter war ich; Mitberiehterstatter Herr Kollege 
Friedrich. . 

Der Antrag auf Beilage 2287, der einstimmig an-
genommen wurde, hat folgenden Wortlaut: · 

Der Landtag wolle beschließen: 
Die Staatsregierung wird ersucht, zur Ver:.. 

besserung des· Hochwasserschutzes in Bayern. · 
in verstärktem Maße Rückhaltebecken anzule­
gen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß beizu,- . 
~~ . 

PrÖsident Hanau er: Wir kommen. zur.Ab s tim .:: i' 
mung .. 

Wer 'dem beitreten will, den bitte ich um ·ein 
Handze~chen. - Ich danke. Die Gegenprobe! :_:._ · 

··Stimmenthaltungen? - Einstimmig angenommen, · 

Präsident Hanauer: Ich ru:ße auf den Tages;,,'-
o r d nun g s p unkt 9b: '' 

Antrag der Abgeo1·dnete.n Kiefer, ·:a,öhrl ' ;• 
und anderer betreffend Maßnahmen zur 
Förderung des „Straßenbaues ohne Ver-

kehrsbehinderungen" (Beilage 2176) 

Hier berichtet über die Beratungen des Ausschus­
ses für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 2245) der 
Herr Abgeordnete Binder. Ich erteile ihm das Wort. 

Binder (CSU), B e r ich t ~ r s t a t t e t : Herr Prä;_· 
sident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß' 
für Wirtschaft und Verkehr hat sich mit dem An-· 
trag äuf Beilage 2176 in seiner 50. Sitzung befaßt. 
Es wurde in einer sehr eingehenden und ausführ..,. 
liehen Aussprache über alle die Bereiche und Pro- · 
bleme diskutiert und dann der Antrag in geänder- · 
ter, verkürzter Form in folgender Fassung ein­
stimmig angenommen: 

) : 
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Die Staatsregierung wird ersucht, dem Land­
tag Bericht über Stand und· Möglichkeiten des 
vermehrten Einsatzes von zerlegbaren Brük­
kengeräten, die trotz Baustellen einen rei­
bungslosen 'Verkehrsfluß ermögliCheri (Fahr:.. 
bahnplatten und Stahlflachstraßen sowie 
Schnellbrücken in verschiedenen Ebenen), zu 
geben. 

An der Aussprache haben sich fast alle Mitglieder 
des Wirtschaftsausschusses beteiligt und festgestellt, 
daß es hier um ein Problem gehe, das die gesamte 
Wirtschaf~ sehr stark beschäftigt und betrifft. 
Man wollte nun wissen, welche Möglichkeiten es 
gibt, um wirkliche Verbesserungen zu erzielen. Aus 
diesem Grund wurde die Staatsregierung ersucht, 
über diese Möglichkeiten dem Landtag Bericht zu 
erstatten. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen worden. 
Ich bitte das Hohe Haus, dem Antrag beizutreten. 

<Präsident Hanauer: Wir kommen zur Abs tim -
m u n g. Der Antrag auf Beilage 2176 wurde in der 
eben bekanntgegebenen Fassung auf Beilage 2245 
umformuliert. Diese liegt der Abstimmung zugrun­
-de. Wer ihr beitreten will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthal­
tungen? - Ich stelle Einstimmigkeit fest. 

Punkt 10:' 

Antrag des Abgeordneten Weinhuber be­
treffend vorrangige Durchführung der was­
serwirtschaftlichen Maßnahmen bei der 

Flurbereinigung (Beilage 2161) 

Über die Beratungen des Ausschusses für Er­
nährung und Landwirtschaft (Beilage 2248) berich­
tet der Herr Abgeordnete Wehr. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Wehr (SPD) B er ich t er statt er : Herr _Prä­
sident, Hohes Haus, meine Damen und Herren! Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten hat in seiner 54. Sitzung am 28. Oktober 1965 
den Antrag des Abgeordneten Weinhuber betref­
fend vorrangige Durchführung der wasserwirt­
schaftlichen Maßnahmen bei der Flurbereinigung 
(Beilage 2161) behandelt. Berichterstatter war der 
Herr Kollege Vogel, Mitbericliterstatter meine We­
nigkeit. 

Der An t r a g s t e 11 e r begründete seinen All­
trag, zu dem als Vertreter des Innenministeriums 
Ministerialrat B r e y Stellung nahm. Der Antrag 
fand insoweit Annahme, als er als Stütze. bei den 

-Haushaltsverhandlungen verwendet werden soll. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem einstimmigen Be­
schluß des Ausschusses für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten die Zustimmung zu geben. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur Ab s tim:.. 
m u n g. Zugrunde liegt ihr die Formulierung auf 
Beilage 2248. Wer dem beitreten will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Die Gegenprobe bitte! -

3 

Stimmenthaltungen? - Ebenfalls einstir~mig an­
genommen. 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir mit 
der Tagesordnung in den Punkten 2 bis 10 fertig. 
Ich darf mich sehr herzlich für Ihre recht rege und 
aufmerksame Mitarbeit bedanken.·-

(Heiterkeit) 

- Sie wollen das doch nicht in Zweifel ziehen! Wie 
könnte das möglich sein? 

Ich rufe Punkt 1 auf: 

Aussprache über die Haushaltsrede des 
Herrn Staatsministers der Finanzen 

Als erster Diskussionsredner hat sich gemeldet 
der Herr Abgeordnete Gabert. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Gabert (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Immer bei der Vorlage des Haushaltsent­
wurfs und dann beim Abschluß der Beratungen hat 
sich dieses Hohe Haus mit der Finanzsituation un­
seres Landes, aber nicht nur unseres Landes, son-: 
dern auch des Bundes zu beschäftigen; denn aile die 
Entscheidungen, die im Bonner Parlament und in 
der Bundesregierung fallen, haben zweifellos auch 
ihren Einfluß auf die Haushaltsgestaltung und auf 
den Vollzug des Haushalts bei uns in Bayern. 

Wir stehen wieder einmal im letzten' Jahr eirier 
Legislaturperiode, aber am Anfang eines Haus­
haltsjahres. Die Legislaturperioden mögen zu Ende 
gehen, das Haushaltsjahr muß zu Ende gefüh;rt 
werden, und es folgt dann ja der nächste Landtag, 
der sich wieder mit der Aufstellung_ des Haushalts 
und mit den Beratungen zu beschäftigen hat. Zwei­
fellos haben wir es aber_ mit einem besonderen 
Haushaltsentwurf zu tun; denn jeder von uns weiß, 
daß mit dem letzten Jahr der Legislaturperiode 
auch die Wahlen wieder einmal vor uns stehen. 
Und wenn man die Ausführungen des. Herrn Fi­
nanzministers genau angeschaut hat, wenn man 
die Beträge einmal anschaut, wenn man die Stei­
gerungsrate ansieht, so kann zwar der Herr Finanz­
minister von sich aus sagen, daß dieser Haushalt 
mit den Wahlen nichts zu tun habe, aber wenn man 
die Haushalte der anderen Länder damit vergleicht, 
so muß man zu dem Ergebnis kommen: Natür­
lich, Herr Minister, die Wahlen haben ihre Schat­
ten vorausgeworfen und all das hat natürlich im 
Haushaltsentwurf der Staatsregierung seinen Nie­
derschlag gefunden. Dazu werde ich aber später 
noch einiges mehr auszuführen haberi. 

Eines habe ich beim Anhören der Haushaltsrede 
des Herrn Finanzministers empfunden; ich habe 
mir nämlich, als ich ihn hörte, die Frage gestellt: 
Wer hat denn eigentlich diesen Haushaltsplan vor­
gelegt? Diese Frage kam mir, als ich eine_ Reihe 
von Formulierungen in dieser Rede hörte, die ich 
Ihnen noch einmal ins Gedächtnis 'zurückrufen 
,möchte. Der Herr Finanzminister sagte, ihm sei der 
Humor vergangen. Das ist immer bedauerlich, Herr 
Minister. Er "beklagt sich, daß seine Ministerkolle­
gen das Füllhorn draußen überall ausschütten. Das 
ist eine berechtigte Klage, das wollen wir unter-
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streichen; denn ich gebe zu, daß zwar im Parla­
ment das Maßhalten gepredigt wird, aber daß ge­
rade die Mitglieder der Staatsregierung draußen 

·mit Zusagen von Verbesserungen äußerst schnell 
bei der Hand sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, das ist eine Sorge 
dieser Regierung und eine Sorge des Finanzmini­
sters, wie wir auch aus seinen Ausführungen hier 
gehört haben, Man hatte auch dafür seine Vor­
bilder, wenn man sich die Entwicklung im Bun­
deshaushalt einmal anschaut und sich an all das 
erinnert was, vor den Wahlen von den gleichen 
Persönliclikeiten ausgesagt worden ist, die jetzt 
nach den Bundestagswahlen wieder einmal Maß­
halteparolen von sich geben. Davon werde ich aber 
später etwas zu sagen haben. 

Der Herr Finanzminister sagte weiterhin, die 
Steuerschätzungen sind so hoch, daß sie ein Risiko 
bedeuten. Er sagte weiter: Ob der Kapitalmarkt in 
der Lage ist, die eine Milliarde Deckungsmittel 
für die nächsten zwei Jahre zu erbringen, ist frag­
lich. Er sagte weiterhin: Es ist kein Haushalt, der 

'einen Finanzminister befriedigen kann; der Fi-
nanzminister ist dankbar für jede Stimme, die Be­
sorgnis über diese Haushaltsvorlage zum Ausdruck 
bringt. Meine Damen und Herren, wenn ich all das 
vom Finanzminister dieser Staatsregierung höre, 
der für die Vorlage dieses Haushalts verantwort­
lich ist, dann muß ich doch efnmal fragen:· Wer 
legt denn diesen Haushaltsentwurf, der so gefähr­
lich ist, diesem Landtag vor? Dieser Entwurf ist 
doch von dieser Bayerischen Staatsregierung, von 
diesem Finanzminister vorgelegt worden, und diese 
Bayerische Staatsregierung und dieser Finanzmini­
ster haben auch die Verantwortung dafür zu tra­
gen. 

(Beifall -Abg. Dr. Merk: Wer bestreitet 
das?) 

Es ist etwas eigentümlich, wenn die Regierung 
selbst eine Oppositionsrede zum Haushalt hält. Es 
scheint so zu sein, daß man die Verantwortung für 
die Vorlage mit an das Parlament, vielleicht sogar 
an die Opposition weitergeben möchte. So weit ist 
es noch nicht; so weit kann es einmal kommen. 

Aber, meine Damen und Herren, es scheint mir 
notwendig zu sein, am Beginn der Ausführungen 
festzustellen, daß wir alle im Parlament uns dar­
über einig sein müssen, daß für die Vorlage dieses 
Haushaltsentwurfs diese Staatsregierung die Ver­
antwortung zu tragen hat. Alles, was an kritischen 
Bemerkungen von ihr selbst durch den Mund des 
Finanzministers vorgetragen wird, das kann ein­
fach nicht in dieser Form zur Kenntnis genommen 
werden, weil man die Verantwortung für die Vor­
lage nicht abdelegieren kann. Das einmal vorweg. 
Meine Damen und Herren, ich möchte abschließend 
zu diesem Thema sagen: Herr Minister, wenn Sie 
diesen Haushalt nicht verantworten können, dann 
war es falsch, diesen Haushalt in dieser Form 
überhaupt dem Parlament vorzulegen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ich glaube, davon müssen wir einmal ausgehen. 
Sie können jetzt nicht von der Opposition erwar­
ten, daß sie den Haushalt beschneidet, den gleichen 
Haushalt, den Sie mit dem Füllhorn, das hier auf­
gezeichnet worden ist, dem Parlament vorgelegt 
haben. So leicht kann man sich die Dinge nicht 
machen. Wenn ich mir das ganze überlege und mir 
die Rede ins Gedächtnis zurückrufe, kommt es mir 
so vor - ich möchte Sie jetzt um Entschuldigung 
bitten, Herr Finanzminister; der Vergleich gilt 
nicht für Sie, ich möchte Ihnen das nicht unter­
stellen, aber die ganze Sache kommt mir so vor -, 
als räumt man zuerst eine Bank aus, klemmt sich 
die Aktentasche mit Geld unter den Arm und 
rennt auf die Straße und sagt: Haltet den Dieb! 
So kann man die Dinge nicht machen, wenn man 
selbst verantwortlich für die Vorlage des Haushalts. 
ist. 

Meine Damen und Herren! Es ist selbstver­
ständlich, daß dieser Entwurf, wenn wir ihn an­
schauen, eine Menge von Risiken beinhaltet. Aber 
die Regierung will es ja so; denn wenn sie diese 
Risiken nicht gewünscht hätte, dann hätte sie jp. 
diesen Entwurf in dieser Form nicht vorgelegt. 

(Abg. Dr. Merk: Aber·man muß manches hin­
nehmen, ohne es zu wünschen!) 

- Das kann man nicht so sagen. Man kann dann 
niCht die Verantwortlichkeit von sich abdelegieren 
wollen. Die Verantwortlichkeit auch für die Risi­
ken muß man übernehmen. Aus der Rede des 
Herrn Finanzministers kam an einigen Stellen 
zum Ausdruck, daß er diese Verantwortung gern 
an das Hohe Haus abdelegieren möchte. Deswegen 
habe ich diese Bemerkung hier dazu gemacht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben eine Stei­
gerung des Volumens des Haushalts im Vergleich 
zum Vorjahr von 11,1 Prozent. Ich habe mir in der 
Zwischenzeit die Mühe gemacht, bei einigen ande­
ren Ländern der Bundesrepublik nachzufragen, wie 
denn das Haushaltsvolumen in diesen Ländern ge­
stiegen sei, und zwar in Ländern, die im Rahmen 
des Länderfinanzausgleichs zu den gebenden Län­
dern gehören. In Hessen liegt die Steigerungsrate 
bei 8,3 Prozent; das ist eine der höchsten Steige­
rungsraten überhaupt. Die Zuwachsrate des Brutto­
sozialprodukt wird für 1966 auf 7,3 Prozent ge­
schätzt. Ich glaube, daß man eine solche Steige­
rungsrate gerade noch verantworten kann. Aber 
interessant ist folgendes: Das Land Baden-Würt­
temberg, ·auch ein gebendes Land im Länder­
finanzausgleich, hat gar keine Zuwachsrate für 
1966. Im Gegenteil! Der Haushaltsentwurf 1966 
liegt in Baden-Württemberg um 0,7 Prozent unter 
dem Entwurf des Vorjahres. Auch das, meine Da­
men und Herren, muß man sehen. Ich habe in der 
Zwischenzeit auch gehört, daß in Nordrhein-West­
falen die Steigerungsrate nur etwas über 5 Pro­
zent beträgt; ich habe es nicll.t nachprüfen können, 
ich will es nur vortragen. Auch Nordrhein-West­
falen gehört zu den Ländern, die immer noch -
immer noch, sage ich - die günstigste Finanz­
situation im Bundesgebiet haben. Interessant war 
für mich vor allem die Situation in Baden-Würt-
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temberg, und deswegen wollte ich sie auch dem 
Hohen Hause vortragen .. 

(Abg. Fink Hugo: Spare, spare!) 

- Ja, schaffe, schaffe, Häusle baue, ich weiß es 
schon, aber trotzdem ist es interessant, 

(Abg. Fink Hugo: Hund verkaufe, 
selber belle!) 

und das wissen Sie auch, weil wir wahrscheinlich 
wegen der Steigerungsrate unseres Haushalts im 
Rahmen des Länderfinanzausgleichs zu Diskussio­
nen kommen werden, aber auch im Zusammenhang 
mit den finanzpolitischen Erwägungen im Bund 
überhaupt. Das sollten wir klipp und klar sehen, 
und ich bin auch der Meinung, daß Sie sich Ge­
danken gemacht haben, weil Sie die Situation -
Sie haben es angedeutet - ähnlich sehen, wie ich 
es hier vortrage. 

Die Steigerungsrate des Bruttosozialprodukts be­
trägt ~ wie ich bereits ,gesagt habe - für 1966 
7,3 Prozent. Meine Damen und Herren! Da muß 
ich ein klein wenig an die Bundestagswahlen er­
innern. Damals hat unser verehrter Staatsminister 
der Finanzen auf einer Pressekonferenz der CSU 
als Fach_mann zum Ausdruck gebracht, daß die 
Steigerungsraten des Bruttosozialprodukts, die die 
Sozialdemokratische Partei mit 5 bis 6 Prozent ih­
ren Berechnungen zugrundegelegt hatte, einfach 
nicht zu verantworten wären. Ich darf das ins Ge­
dächtnis zurückrufen. Wenn also die Steigerungs­
raten von 5 bis 6 Prozent in den Berechnungen der 
Sozialdemokratischen Partei schon nicht zu verant­
worten gewesen sind, dann muß ich den Herrn 
Finanzminister fragen, wie er denn eine Steige­
rungsrate von 11,1 Prozent in seinem Haushalts­
entwurf verantworten möchte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann nur sagen, vor der Wahl klingt manches 
anders, was man jetzt vor dem Hohen Hause ver­
treten muß. 

(Abg. Fink Hugo: Bei allen Seiten!) 

- Natürlich, Sie tun ja auch einiges dazu. Ich 
denke nur an die Dinge in Bonn; dazu werde ich 
noch einiges sagen. Zu dem Streichquartett in 
Bonn, von dem der Herr Minister gesprochen hat 
und vor dessen Entscheidungen er gewisse Sorgen 
habe, gehört ja. auch die CSU durch ihren Minister 
Niederalt, der noch dazu nach seinem Aufgaben­
bereich die Interessen der Länder im besonderen 
zu vertreten hätte. Aber darüber müssen wir uns 
noch einmal unterhalten. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte also noch 
einmal darauf hinweisen, daß bei dieser Steige­
rungsrate von 11,1 Prozent im Haushaltsentwurf 
der Staatsregierung für 1966 natürlich auch die 
vor uns liegende Landtagswahl eine gewisse Rolle 
spielt; ich habe es bereits gesagt. Daraus mache ich 
der Regierung nicht den geringsten Vorwurf. Das 
ist eine Sache, die in der Politik eben so gehand­
habt wird. Aber man sollte es doch in etwa fest­
halten. Wir haben bei der Bundesregierung eine 

ge~isse Parallele. Ich erinnere daran,· daß vor den 
Wahlen die damalige - man karin fast sagen, jet­
zige - Bundesregierung im Deutschen Bundestag 
die Ausgaben selbst durch Gesetzentwürfe gestei­
gert hat, die sie im Bundestag eingebracht hat und 
denen die jetzigen Koalitionsparteien genauso wie 
die anderen zugestimmt haben. 

(Abg. Dr. Merk: Mit der SPD!) 

- Ich sage es ja. Aber jetzt kann nicht die gleiche 
Bundesregierung und können nicht die ·gleichen 
Regierungsparteien sich vor das deutsche Volk 
stellen und ihm Vorwürfe machen, daß es nicht 
genügend Maß halten wolle; denn die politische 
Verantwortung für diese Situation hat die Bundes­
regierung und haben die sie tragenden· Parteien 
zu übernehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, meine Damen . und Herren, muß man klipp 
und klar sehen, wenn man sich die Situation in 
Bonn vergegenwärtigt. Wenn man an das Maß­
halten appelliert und die Wahlgeschenke, die man 
vor den Wahlen groß in jeder Versammlung ver­
kündet hat, jetzt, sogar bei gesetzlichen Leistungen, 
nacheinander rückgängig macht, kann ich nur sa­
gen: Das ist ein grausames Schauspiel, das uns da 
in Bonn vorgespielt wird! 

(Abg. Fink Hugo: Vorsicht, Glatteis!) 

- Glatteis ist heute abend, wenn ich nach Augs­
burg fahre, bis jetzt noch nicht. Die Verantwortung 
in Bonn müssen Sie selbst tragen; denn die Sozial­
demokratische Bundestagsfraktion 

(Abg. Fink Hugo: Hat mitgestimmt!) 

hat aus eigener Initiative 2 Milliarden DM Mehr­
ausgaben zurückgezogen, weil sie diese ·Schwierig­
keiten ·gesehen hat. Aber Sie können nicht von der 
Opposition erwarten, daß sie päpstlicher ist als der 
Papst, wobei ich Sie nicht mit dem Papst verglei­
chen möchte, und ausgerechnet an den Vorschlägen, 
die die Regierungsparteien gemacht haben, Kür­
zungen vornimmt. So geht es nicht, meine Damen 
und Herren. Vor den Wahlen preist man den 
Massenkonsum, reizt die Konsumfreudigkeit un­
serer Bevölkerung durch seitenlange Inserate in 
den Zeitungen und ist stolz darauf, daß der Mas­
senkonsum erweitert wird. Und nach den Wahlen 
ist dann wieder einmal unser Volk, das so maßlos 
ist, an allen Schwierigkeiten schuld! 

(Zuruf des Abg. Essl) 

Es ist notwendig, daß man im Zusammenhang 
mit einer Betrachtung der Länderfinanzen auch 
einige Bemerkungen zu der Entwicklung in Bonn 
macht. Ich mache sie deswegen, meine Damen und 
Herren, weil Sie von der CSU stolz darauf sind, 
daß Sie in Bonn Verantwortung mitgetragen ha­
ben und auch jetzt wieder tragen. Aber diese Ver­
antwortung gilt auch für die mißliche Situation, die 
sich in Bonn vor unseren Augen offen zeigt. Ich 
kann nur eines sagen: Hoffentlich, Herr Minister, 
erleben wir in Bayern nicht etwas Ähnliches, wo­
bei ich nichts über den Ausgang der Wahl voraus­
sagen möchte. Ich möchte aber nicht erleben, daß 
wir ähnliche Diskussionen bekommen. 
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.. l\1eine Damen und Herren! Nach diesen Vor­
bemerkungen gestatten Sie mir eihige grundsätz­
liche Bemerkungen zur Finanzsituation überhaupt. 
Ich glaube, wir alle sind uns einig darüber; daß wir 
die Finanzsituation als ein Ganzes seheh müssen. 
Das gilt für die Entwicklung der ,öffentlichen Haus­
halte sowohl des Bundes wie der L.änder und Ge­
meinden. Diese drei Säulen müssen bei einer Be­
trachtung der . finanzpolitischen Entwicklung · ge­
meinsam gesehen und als Ganzes beurteilt werden. 
So möchte ich auch meine Betrachtungen grund­
sätzlicher Art, die ich jetzt zur Finanzpolitik an­
stellen möchte, vers.tanden haben. Dazu gehören 
auch die Fragen· der Konjunkturpolitik, , der Wäh­
rungsstabilität, alles Probleme, die man mit seh,~n 
muß, wenn man sich mit der :finanzpolitischen Si- · 
tuation ·in unserer Zeit beschäftigt. Die Finanz­
situation in der Bundesrepublik wird' nach meiner 
Meinung bestimmt durch die noch immer ausste­
hende Finanzreforrµ, die seit einigen Legisiatur- · 
perioden von jedem Bundeskanzler in seiner 'Regie­
rt.mgserklärung für die laufende Legislaturperiode 
versprochen worden ist. Bis heute ,ist sie aber noch 
nicht da, und daß sie noch nicht da ist, bringt eine 
gewisse Unsicherheit in die Gesamtbetrachtung der 
finanzpolitischen Entwicklung. Das sollten wir über 
alle.· Parteien hinweg nicht übersehen, Ich habe 
auch die Äußerungen der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CSU sehr wohl nachgelesen und 
da:raus entnommen, daß sich auch die Kommunal­
politiker der CSU Gedanken machen. Das, glaube 
ich; ist ein gemeinsames Anliegen, und wir alle 
müssen uns einsetzen; ol~ne vielleicht zu glauben, 
daß e1ne besondere Verbesserung für die Länder­
finanzen herauskommen sollte, daß diese Finanz-

. reform endlich einmal .durchgeführt werden muß. 
Ich glaube, das ist eine bedeutsame Forderung, die 
wir . aufstellen müssen. Zur Betrachtung der Fi­
nanzpolitik gehört neben der noch ausstehenden 
Finanzreform auch die Reformbedüiftigkeit der 

. Steuergesetzgebung. überhaupt, die Abwicklung 
des Bundeshaushalts 1965 und die Vorausplanung 
des Bundeshaushalts 1966, die in der Endphase der ' 
Bundestagsberatungen erhebliche Zusatzbelastun­
gen erhielt, sowie die Situation auf dem Kapital­
markt. Auch die Situation auf dem Kapitalmarkt 
muß in die Betrachtung der gesamten finanzpoli­
tischen, Situation miteinbezogen werden. Wenn wir 
einmal die' Ausgangslage objektiv anschauen, sehen 
wir, daß seit Beginn des Jahres 1965 beim Bund 
eine günstigere Situation bei den Einnahmen .be­
stand als bei den Ländern und den Gemeinden. 
Auf Grund der Erhöhung des Anteils an der Ein­
kommen- und Körperscl:laftsteuer betrug der Steu­
erzuwachs für den Bund bereits im Jahr 1964 
gegenüber dem Vorjahr 10 Prozent, dagegen bei 
den Ländern 8,4 PrOzent und~ ich. bitte, jetzt auf­
zupassen - bei den Gemeinden 6,7. Prozent. Also 
auch beim Steuerzuwachs sind die Gemeinden mit 
der geringsten Quote vertreten, wogegen sie bei 
der Verschuldung, wie ich dann noch aufweisen 
werde, mit der höchsten Quote vertreten sind. Das 
müssen wir alles sehen, wenn wir ernsthaft ver­
suchen, einmal eine Gesamtschau der Finanzsitua-

tion zu geben. Wie wir den Mitteilungen des Bun­
desfinanzministeriums über die Steuereingänge im 
ersten Halbjahr 1965 entnehmen können, setzt sich 
diese günstige Entwick1ung im Jahr 1965 noch 
einigermaßen fort. Die günstige Entwicklung girig 
also noch weiter. Ich ha:be am letzten Freitag un~ 
Samstag in Bonn erfahren, daß auch die letzten 
Zahlen auf der Einnahmenseite des Bundes nicht 
ungünstig waren. Ich sage das ·deswegen, weil wir 
bestimmt .alsbald in gewisse Diskussionen über die 
Erhöhung des Bundesanteils an der Einkommen.,., 

, und Körperschaftsteue'r kommen werden. Das iSt 
. , eine Sorge, meine Damen • un:d Herren, die· . wir 

alle, nicht nur die Länder, sondern auch die Ge.:. 
meinden, gemeinsam haben müssen; denn wehn 
dies Platz greift, so ist dies eine V etbesserung. der 
Bundesfinanzen auf Kosten der Aufgabenerfül-" 
lung bei_ den Ländern und den Geinei:iden. , . 

(Sehr richtlg! und Beirall bei der SPD) 

Das ist aber ·na.ch meiner Meinung einfach un.: ',-
möglich. · ' 

Das Steueraufkommen des Bundes steigt also 
wesentlich stärker als das der Länder und der Ge­
meinden. Wer aber angenommen hatte, daß der 
Bund sich bei dieser Situation zugunsten der Län­
der und der Gemeinden auf dein Kreditmarkt' zu­
nächst eine gewisse Zurückhaltung auferlegen wür­
de, befand sich genauso im Irrtum wie diejenigen, 
die glaubten, daß die Finanzreform sehr bald ver­
wirklicht würde. Noch im Juli dieses Jahres, also 
1965, trat der Bund mit einem Anleihebegehren 
von 350 Millionen DM an den Kapitalmarkt her- ~ 
an und, nachdem der Bund seine Anleihen auf 
dem Kapitalmarkt untergebracht ha:tte, erhob· er: 
den Ländern und den Gemeinden gegenüber Be- : 
denken, daß man den Kapitalmarkt ,nicht mehr so 
stark strapazieren dürfe. Ich weiß sehr wohl, daß 
Stützungsmaßnahmen zur Haltung des Ausgabe­
kurses der VEBA-Aktien in diesem Zusammenhang 
eine Rolle gespielt ha:ben und daß man dann äuf 
jeden Fall dem weiteren Verfall der öffentlichen 
Anleihen Einhalt gebieten un.d insbesondere die 
Einführung 8prozentiger Emissionen verhindern 
wollte. Der Bund hat also seinen Anleihebedarf 

,, vorher befriedigt und dann den anderen Säulen , 
der öffentlichen Hand den Vorwurf gemacht, sie 
wollten den Kapitalmarkt zu sehr in Anspruch 
nehmen.· 

(Abg. Bezold: So wird's gemacht!) 

Meine Damen. und Herren, ich sage dies nur, da:" 
mit wir die Gesamtsituation sehen können. 

Ungewiß für die Zukunft ist die gesamte Haus.:., 
halts..: und Finanzwirtschaft aus der Sicht der zu · · 
erwartenden großen Finarizreform. Wir wissen ja 
bis heute noch nicht, welche Grundsätze diese große 
Finanzreform beinhalten wird. Wir wissen nur, „ 
daß bis zum Jahresende das Gutachten der Exper­
ten wahrscheinlich vorliegen wird; für· 1966 hat 
man also wahrscheinlich eine lebhafte Diskussion 
über den Inhalt dieses Expertengutachtens zu er­
warten. Man weiß heute noch nicht, ob die bisher 
erwogene Zusammenfassung der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer und der Umsatzsteuer, evtl. so­
gar der Gewerbesteuer und anderer Steuern, zu 
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einem Steuerverbund eine günstige Lösung sein 
wird. Man wird zuerst einmal die Vorschläge prü­
fen müssen, wenn sie zu Ende des Jahres vorge.,. 
legt werden. Aber es ist dringend notwendig, daß 
sich die Staatsregierung schon jetzt Gedanken dar­
über macht; denn wir wissen,· daß in diesen Vor­
schlägen auch einiges enthalten ist, was zweifellos 
weitere Probleme gerade für die Länderfinanzen 
mit sich bringen wird. 

Erlauben Sie mir noch den Hinweis, daß die 
Finanzreform nur sinnvoll sein kann, wenn sie zu­
sammen mit einer grundlegenden Steuerreform 
durchgeführt wird, die, wie das allgemein für rich­
tig gehalten wird, zusätzliche Leistungen für die 
Gemeinden erbringt. Wenn man die Steuerreform 
dabei wegläßt, wird alles eine Halbheit bleiben. 

Ich möchte auch einige Bemerkungen dazu ma­
chen, daß man sich heute .schon ernsthaft über­
legt, die Gewerbesteuer wegfallen zu lassen. Ins­
besondere wird das diskutiert im Hinblick auf die 
Entwicklung in der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft. Ich möchte schon jetzt die Staatsregie­
rung auffordern, im Bundesrat und bei sonstigen 
Verhandlungen ihr ganzes Gewicht in dem Sinne 
einzusetzen, daß man die Gewerbesteuer nur dann 
wegfallen lassen kann, wenn 'dafür den Gemeinden 
durch Überlassung anderer Steuerarten ein voll­
wertiger Ersatz gegeben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf andere Weise geht das überhaupt nicht. Ich 
weiß sehr wohl, daß man sich schon jetzt ernsthaft 
damit beschäftigt und daß Beratungen hierüber 
gepflogen werden. Wahrscheinlich wird man eben 
durch die Entwicklung in der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft auf diese Frage der Gewerbe­
steuer geführt; aber dann muß man sich auch 
zeitgerecht seine Gedanken über dieses Problem 
machen. 

Natürlich weiß ich genauso gut wie Sie, Herr 
Finanzminister, daß die Finanzreform kein Allheil­
mittel darstellen kann. Trotzdem müssen wir im­
mer wieder zum Ausdruck bringen, daß die Fi­
nanzreform, schon im Blick auf die zum Teil kata­
strophale Situation auch unserer Gemeinden in 
Bayern, überfällig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde dazu noch einige Bemerkungen ma­
chen. 

Auch die Länderfinanzen werden durch diese 
Entwicklung mit beeinträchtigt. Ich habe die große 
Befürchtung, Herr Minister, daß man weder 1966 
noch 1967 zur großen Finanzreform kommen wird, 

(Sehr richtig!) 

daß aber dann 1967, oder bereits im nächsten Jahr, 
der Bund an die Länder die Forderung stellen 
wird, die Revisionsklausr=l nach der bisher gelten­
den Finanzverfassung in Anwendung zu bringen 
und den Bundesanteil an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zu erhöhen. 

(Abg. Lallinger: Sehr richtig!) 

' 4 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß dies wie­
derum eine Verbesserung der Bundesfinanzen, und 
zwar ohne Abwägung der Aufgaben der drei Säu­
len und auf Kosten der Länder und der Gemein­
den, bedeuten würde. Wir müssen also auch aus 
diesem Grunde darauf drängen, Herr Minister, daß 
man eine umfassende Finanzreform durchführt und 
nicht bei dieser Revisionsklausel des Finanzver­
fassungsgesetzes hängen bleibt. Das wäre allerdings 
letzten Endes, abgesehen von den schwierigen Ver­
handlungen mit den Beteiligten, das für den Bund 
einfachste Verfahren, wenn man die ganzen schwie­
rigen Überlegungen, die mit der Finanzreform zu­
sammenhängen, auf einige Jahre hinausschiebt, wie· 
man das ja bisher bereits getan hat. Aber das ist -
worauf ich hinweisen wollte - eine sehr gefähr­
liche Entwicklung; denn wir brauchen diese Fi­
nanzreform; wir brauchen eine Abgrenzung der 
Aufgaben von Bund, Ländern und Gemeinden als 
Voraussetzung für diese Finanzreform. Auch die 
Bayerische Staatsregierung muß die Entwicklung 
in diesem Bereich ganz klar und deutlich sehen. 

Es wäre auch dringend erforderlich, Herr Mini­
ster, Investitionsberechnungen für größere Zeit­
räume vorzunehmen. Die Sozialdemokratische 
Fraktion hat einmal in diesem Hause den Antrag 
gestellt, einen Bedarfsplan vorzulegen, der den In­
vestitionsbedarf aller Säulen in Bayern, nämlich 
Land und Gemeinden, enthält, wie er sich als 
notwendig ergibt, wenn man gewisse entwick­
lungspolitische Ziele erreichen will. Leider haben 
wir bis heute diese vorausschauende Vorlage noch 
nicht bekommen. Ich hoffe, Herr Minister, daß Sie 
sie im Schoße Ihres Hauses haben; denn wenn Sie 
sie nicht hätten, wären Sie bei den Besprechungen 
mit dem Bundesfinanzminister und der Bundes­
regierung nicht in der günstigen Situation, schon 
die Berechnungen über die im Lande Bayern not­
wendigen Investitionen iri der Hand zu haben, 
wenn der berühmte Streit um die Finanzen zwi­
schen Bund und Ländern beginnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte also hoffen, daß Sie zu diesen Ausfüh­
rungen in Ihrem Schlußwort noch etwas sagen wer­
den. 

Wir brauchen auch, meine Damen und Herren, 
ein Landesentwicklungsprogramm, auf einige Jahre 
projiziert. Dies kann aber nur dann sinnvoll sein, 
wenn es Hand in Hand geht mit einem Investi­
tionsprogramm. Ein Landesentwicklungsprogramm 
ohne ein Investitionsprogramm wird wenig sinnvoll 
sein, weil es Erwartungen erweckt, die letzten 
Endes nicht erfüllt werden können, wenn man sich 
nicht gleichzeitig Gedanken über die Investitionen 
gemacht hat. Ich darf hier ein Beispiel anführen. 
Der Große Hessenplan ist ein Bei~piel für eine 
solche Arbeit. Dort werden die Investitionen für 
die Landesentwicklung, die Notwendigkeiten bei 
den Investitionen von Land und Gemeinden bis 
zum Jahre 1974 vorausberechnet bzw. vorausge­
schät;d, um bestimmte Entwicklungsziele der Poli­
tik des Landes zu erreichen. Ich glaube, wir sollten 
uns ähnliche Aufgaben stellen, vielleicht nicht für 
den gleichen weit gesteckten Zeitraum, aber zu-
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mindest müßten wir den Versuch unternehmen, 
auf einige Jahre im voraus unsere notwendigen 
Investitionen für die öffentlichen Aufgaben eben­
falls klarzustellen und vorzulegen. Es wird uns be­
stimmt bei den schwierigen Verhandlungen des 
nächsten Jahres helfen; und ich hoffe, daß sich die 
Staatsregierung darüber bereits Gedanken gemacht 
hat. 

Meine Damen und Herren, die Finanzsituation 
unserer Gemeinden wird von den gemeindlichen 
Sprechern als katastrophal bezeichnet. Da sagen 
manche, das wird nicht überraschen, wenn es die 
Sprecher der Gemeinden selbst sind. Ich bin aber 
der Meinung, daß wir den Ernst dieser Warnung 
als Parlament zur Kenntnis nehmen müssen. Die 
Situation der Gemeinden ist wirklich so ernst, wie 
sie heute dargestellt wird. Ich darf einige Zahlen 
dazu sagen, weil diese Zahlen in der Rede des 
Herrn Finanzministers nicht enthalten waren. Das 
soll kein Vorwurf sein; aber es ist, glaube ich, not­
wendig, daß wir auch die kommunale Entwicklung 
bei der Beurteilung der finanzpolitischen Situation 
mit einbeziehen. 

Die kommunale Verschuldung hat sich in den 
letzten vier Jahren - ich nehme jetzt die Jahre 
von 1960 bis 1964 - fast verdoppelt. Die Schulden 
der bayerischen Kommunen betrugen 1960 2,34 
Milliarden und sie betrugen 1964 4,55 Milliarden. 
In der Zwischenzeit sind sie natürlich noch ange­
stiegen. Im gleichen Zeitraum konnte der Staat 
nach dem Bericht des Statistischen Landesamts 
seine Schulden von 4,8 Milliarden auf 4,55 Mil­
liarden ermäßigen. Ich weiß, daß auch diese Zahl 
nach den letzten Ansätzen im Staatshaushalt für 
den Außerordentlichen Haushalt nicht mehr stim­
men wird. 

(Abg. Fink Hugo: Die Ausgleichsrücklage ist 
sogar weg!) 

- Zu der, Herr Kollege Fink, werde ich noch etwas 
sagen. Ich glaube, dem Kollegen Eberhard hat das 
Herz geblutet, als er gehört hat, daß seine Kon­
junkturrücklage, die er hier im Haushaltsausschuß 
und im Parlament so zäh verteidigt hat, jetzt doch 
verkonsumiert worden ist - auch in einer Zeit 
der Hochkonjunktur. Aber darüber habe ich jetzt 
nicht zu sprechen. Ich möchte bei der Lage der 
Kommunen auf dem Finanzsektor bleiben. 

Vielleicht ist es auch ganz interessant, in diesem 
Zusammenhang einmal einige Zahlen des Bayeri­
schen Gemeindetages zur Kenntnis zu bringen. Ich 
habe absichtlich in diesem Hause den Gemeinde­
tag gewählt; denn wenn ich ein anderes Gremium 
gewählt hätte, hätte man vielleicht die Objektivi­
tät etwas in Frage gestellt. Der Gemeindetag be­
schäftigt sich in seinen Veröffentlichungen mit dem 
Vorwurf, daß die Kommunen ihre Verschuldung 
nngeblich deswegen zu. verantworten hätten, weil 
sie Aufgaben erfüllen, die nicht dringend notwen­
dig wären, weil sie Investitionen vornehmen wür­
den, die man heute nicht verantworten könne. 

Meine Damen und Herren, ich möchte einmal 
den größten Prozentsatz dieser Investitionen nach 

den Zahlen des Bayerischen Gemeindetages hier 
vortragen: Von diesen Investitionen, von der Ge­
samtverschuldung der bayerischen kreisangehörigen 
Gemeinden, Märkte und Städte entfallen auf 
Schulhausbauten 23, 7 Prozent. Und, meine Damen 
und Herren, ich bin sehr froh, daß der Herr 
Kultusminister gerade in diesem Moment hierher 
kommt. 

. (Abg. Dr. Huber: Immer zum richtigen Zeit-
punkt!) 

- Wir wollen es hoffen. Herr Minister, die ganzen 
Diskussionen um die Pläne zur Landschulreform 
haben keine Aussicht auf Erfolg, wenn auf der 
anderen Seite die Gemeinden bei der Finanzierung 
der Schulhausbauten nicht mehr in der Lage sind, 
diesen Aufgaben nachzukommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade deswegen müssen wir das sehen. Und wenn 
wir hier einmal betrachten, daß bei den Verschul­
dungen 23,7 Prozent auf Investitionsaufgaben für 
den Schulhausbau entfallen, dann zeigt das diese 
Größenordnung. 

1 Die nächste Größenordnung ist gar nicht so be­
deutsam, aber bedeutsam in der Auswirkung; das 
ist der Wohnungsbau mit 4,2 Prozent. Dann kommt 
der Straßenbau mit 13,2 Prozent, die Wasserver­
sorgung mit 17,2 Prozent und die Abwasserbeseiti­
gung mit 19,8 Prozent. Die sogenannten Verwal­
tungsbauten, die immer wieder angegriffen wer­
den, betragen bei dieser Verschuldung 0,5 Prozent. 
Sie sehen, daß die wichtigen Investitionen, auch im 
Hinblick auf die Verschuldung der Gemeinden, 
einfach zwingende und dringende Notwendigkeiten 
sind. 

Es ist eine eigentümliche Argumentation vom 
Bunde her, daß der Gesetzgeber zuerst gesetzlich 
zwingende Notwendigkeiten festlegt wie z.B. beim 
Wasserhaushaltsgesetz, wie z.B. beim Bundesbau­
gesetz - und daß man dann den Gemeinden Vor­
würfe machen möchte, wenn sie Investitionen vor­
nehmen, die zur Erfüllung dieser Gesetze erforder­
lich sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß man mit aller Deutlichkeit hier auch ein­
mal in den Länderparlamenten ansprechen, weil 
die Länder nach dem Grundgesetz auch die Obhuts­
pflicht für ihre Gemeinden mit haben. Wir müssen 
also bei unseren Betrachtungen auch die Inter­
essen der Gemeinden mit sehen und hier mit vor-· 
tragen. 

Meine Damen und Herren, ich habe heute in der 
Zeitung gelesen, daß die Einnahmen aus den Ge­
meindesteuern im ersten Halbjahr eine rückläufige 
Tendenz im Vergleich zum vorigen Jahr aufweisen. 
Das zeigt noch einmal die Größe der Schwierigkei­
ten, die sich hier ergeben. Und dazu noch eines, 
meine Damen und Herren: Es geht auch nicht an, 
daß Bundesgesetzgeber und Landesgesetzgeber im­
mer wieder zu bestimmten Zeitpunkten Geschenke 
in der Steuerpolitik auf Kosten der Gemeinden 
machen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich erinnere an die Zweigstellensteuer, ich erinnere 
in diesem Hohen Hause an die Vergnügungssteuer 
und an die Grunderwerbsteuer. Alle diese Gesetz­
entwürfe wurden hier mit Mehrheit beschlossen 
und haben die Eigeneinnahmen der Gemeinden in 
Bayern um zum Teil sehr beträchtliche Summen 
geschmälert. Auch das müssen wir sehen, wenn wir 
die Gesamtentwicklung bei den Kommunen be­
trachten. 

Ein Ausweichen auf den Kapitalmarkt ist eben­
falls nicht möglich, einmal, weil viele Gemeindep 
in unserem Land die Verschuldungsgrenze erreicht 
haben, und zum zweiten, weil der Kapitalmarkt 
zur Zeit nicht ergiebig ist und weil die Zinssätze 
auf diesem Kapitalmarkt eine Belastung bedeuten 
- ich werde im Zusammenhang mit unserem 
Außerordentlichen Haushalt auf diese Entwicklung 
des Kapitalmarktes noch einmal zurückkommen. 

Die Konsequenzen sind für die Gemeinden ent­
weder die Erhöhung der kommunalen Steuern -
was keiner gerne haben möchte - oder ein Hint­
anstellen wichtiger Gemeinschaftsaufgaben. Vor 
dieser schwierigen Situation stehen unsere Freun­
de in den bayerischen Kommunen, die mit diesen 
Problemen in irgendeiner Form fertigwerden müs­
sen. Wenn ich sagte Gemeinschaftsaufgaben, so sind 
das Probleme wie der Schulhausbau, der Woh­
nungsbau, der Krankenhausbau, der Bau von Was­
serversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 
- alles Fragen von vordringlicher Notwendigkeit! 
Ich glaube, daß hier keine Verschiebung auf an­
dere Haushaltsjahre Platz greifen kann, sondern 
daß diese Probleme einfach im Interesse des Bür­
gers gemeistert werden müssen. 

Wenn ich das einsehe, muß ich von seiten der 
Staatsregierung immer wieder auf die Notwendig­
keit der Finanzreform hinweisen, und alle politi­
schen Kräfte müssen hier ihren Druck mit an-· 
setzen, damit man sich ernsthaft mit dieser Frage 
beschäftigt. 

Meine Damen und Herren, privater Wohlstand 
und ö:ffentlicher Wohlstand müssen miteinander 
Schritt halten. Die öffentlichen Investitionen stehen 
ja in einem gewissen Verhältnis zu den privaten 
Investitionen. Sie stehen in Wechselbeziehung zu­
einander. Ein J?eispiel dafür: Das Auto, das ich mir 
anschaffe, läßt sich eben nicht ohne gute Straßen 
einsetzen; bzw. es läßt sich schon einsetzen, aber 
sehr schlecht. 

(Zuruf: Fördert den Umsatz!) 

Oder ein Bad, das ich mir baue, kann ich nur dann 
in Anspruch nehmen, wenn auch die Wasserleitung 
und die Abwasserbeseitigung in den Gemeinden 
funktioniert. 

(Heiterkeit - Abg. Fink Hugo: Der He,rr 
Präsident „rügt" !) 

- Herr Präsident, ich habe selbstverständlich nicht 
das Parlament gemeint. Ich bin der Überzeugung, 
daß im Hohen Hause immer alles funktioniert. 

(Heiterkeit) 

Aber, meine Damen und Herren, ich darf noch dar­
auf hinweisen, um mein, Beispiel zu Ende zu füh­
ren, daß aller privater Wohlstand, der erreicht 
werden kann und der ständig fortschreitet, zwangs­
läufig Investitionen der Gemeinschaft nach sich 
zieht. Sie sind erforderlich, um diesen Wohlstand 
überhaupt sinnvoll zu machen. 

(Sehr richtig!) 

Wir müssen also diese Wechselbeziehung zwischen 
privatem Wohlstand und notwendigem öffentlichem 
Wohlstand gerade auch bei finanzpolitischen De­
batten in unseren Parlamenten sehen. 

Die Gemeinden haben bei diesen Problemen eine 
entscheidende Aufgabe. Ich möchte jetzt nicht mehr 
viel darüber sagen. Aber die Gemeinden· haben es 
nicht leicht, wenn sie rein verwaltungsmäßig mit 
den Gesetzen fertig werden müssen, die ihnen Bun­
des- und Landesparlament manchmal bescheren. 
Ich habe ein Klagelied von den kommunalen Ver­
tretungskörperschaften allein über den Vollzug 
eines Bundesgesetzes, nämlich das Wohnbeihilfe­
gesetz, gehört. Es wurde uns gesagt, wie kompli­
ziert die Formulare und wieviele neue Verwal­
tungskräfte notwendig seien, nur um dieses. Gesetz 
zu vollziehen. Ich glaube, der Gesetzgeber, ganz 
gleich. auf welcher Ebene, müßte sich wirklich mehr 
Gedanken auch über den Vollzug qer Gesetze ma­
chen, vor allem über die Verwaltungsbelastung, 
die für ·den letzten, nämlich für die Gemeinden, 
daraus entsteht. 

Alle diese Argumente sprechen dafür, daß wir 
zu einer Neuordnung der Finanzbeziehungen zwi­
schen den drei Säulen unserer öffentlichen Finan­
zen kommen und daß auch die Bayerische Staats­
regierung ihren Einfluß geltend macht, damit wir 
auch in dieser Richtung vorankommen. Selbstver­
ständlich ist es richtig, Herr Minister, daß dadurch 
die Finanzmasse nicht größer wird. Man muß aber 
auch einmal die Aufgaben abgrenzen und die 
Prioritäten festlegen. Bei den vielen Sparvorschlä­
gen, die von dem sogenannten Bonner Streich­
quartett gemacht worden sind, sind eine Reihe 
von Vorschlägen enthalten, worüber man vor zwei 
Jahren überhaupt noch nicht diskutieren durfte, 
wollte man sich nicht schärfsten Verdächtigungen 
aussetzen. Ich bin also der Meinung, daß man noch 
einmal die Dinge nach den Prioritäten zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden genau unter die 
Lupe nehmen muß. Ich glaube, daß einiges davon 
hinsichtlich der Priorität für die gemeindlichen 
Aufgaben sprechen wird. 

(Abg. Dr. Merk: Gleich damit anfangen, 
Herr Kollege!) 

- Die Verhandlungen, Herr Kollege, werden von 
der Bayerischen Staatsregierung geführt. 

(Abg. Dr. Merk: Beschließen müssen wir!) 

- Ich habe jetzt nicht die Möglichkeit, in diesem 
Zusammenhang die Vorschläge mif zu erörtern, die 
man zweifellos im einzelnen dazu machen kann. 
Wir werden uns vielleicht im Haushaltsausschuß 
darüber unterhalten. Im Bundesrat wird sich die 
Staatsregierung damit zu beschäftigen haben. 
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Zusammen mit der bevorstehenden Finanzreform 
habe ich bereits auf die Notwendigkeit hingewie­
sen, daß man möglichst· gleichzeitig auch das Pro~ 
blem einer Steuerreform anpacken sollte. Wenn ich 
das Wort Steuerreform gebrauche, möchte ich keine 
Mißverständnisse hervorrufen. Ich glaube nämlich 
nicht, daß es Steuerermäßigungen sein werden, 
sondern bin der Auffassung, daß man bei dieser 
Steuerreform zwei Dinge angehen ·muß; Die Steu­
ergesetzgebung des Bundes bedarf dringend einer 
Reform und einer Vereinfachung. Man muß also 
zum ersten den Gesichtspunkt der Steuerverein­
fachung und zum zweiten den Gesichtspunkt der 
steuerlichen Gerechtigkeit sehen. Ich bin der Mei­
nung, daß es beim Gesichtspunkt der steuerlichen 
Gerechtigkeit möglich und erforderlich ist, daß die­
se zur Durchführung der Aufgaben für die Gemein­
schaft erforderlichen Lasten in unserem Volk ge­
rechter verteilt werden, Auch dazu brauchen wir 
diese Steuerreform. 

Die künftige Steuerpolitik ist eine Grundfrage 
der zukünftigen Haushaltsentwicklung. Deshalb ist 
sie auch so von Bedeutung. Das geltende ßteuer­
recht hat sich vom Grundsatz der Steuergerechtig­
keit in den letzten Jahren noch weiter entfernt, 
Insgesamt gesehen, haben die Änderungen eine 
weitere Komplizierung unseres ohnehin schon so 
komplizierten Steuerrechtes mit sich gebracht. Das 
Steuerrecht ist reichlich . unübersichtlich. Letzten 
Endes wird beim Steuerzahler eine gewisse Ver­
drossenheit einmal Platz greifen. Aber es sind auch 
noch andere Gründe vorhanden. 

Meine Damen und Herren! Alle diese Themen: 
Steuerreform, Finanzreform, zukünftige Entwick­
lung der Konjunktur und des Geldwertes, stehen 
als Unbekannte vor uns. Sie werden die Haushalte 
der kommenden Jahre, zumindest aber des kom­
menden und des darauffolgenden Jahres maßgeb­
lich beeinflussen. Wir wissen noch nicht, in welche 
Richtung diese Entwicklung letzten Endes geht. 
Es wird der ,gemeinsamen Anstrengung aller Kräf­
te bedürfen, zum Nutzen der Bürger unseres Lan'­
des die vor uns stehenden Aufgaben richtig anzu­
packen und zu lösen. Dazu ist die Steuerpolitik, 
die Haushaltspolitik, eine wichtige Methode. Jede 
Staatsregierung, ganz gleich, wie sie sich zusam­
mensetzt, muß sich mit diesen Fragen beschäftigen. 

Sie werden Verständnis dafür haben, meine Da­
men und Herren, daß iCh an den Anfang meiner 
Ausführungen diese grundsätzlichen, Bemerkungen 
gestellt habe. Denn ich bin der Meinung, daß es 
keinen Sinn hat - das gebe ich ganz offen zu -, 
die Lösung des Problems der Gemeindefinanzen 
durch eine noch größere Verbesserung des Finanz­
ausgleichs zwischen Land und Gemeinden zu er­
warten. 

(Richtig!) 

Es sind zweifellos noch manche Verbesserungen 
möglich, aber die Finanznot der Gemeinden kann 
damit noch nicht behoben werden. Wir müssen also 
die langfristige Zielsetzung in der Finanzpolitik ins 
Auge fassen. 

Kehren wir nun zurück zur Betrachtung des 
eigenen Haushalts, zu dessen Entwicklung und 
Vollzug, der maßgeblich von der Lösung der an­
geschnittenen Probleme beeinflußt wird. Er baut 
auf dem Vollzug des Haushalts 1965 auf. Ich darf 
auch da einige Bemerkungen von Ihnen, Herr Mini­
ster, ins Gedächtnis zurückrufen. Sie haben festge­
stellt, das Soll der Steuereinnahmen für 1965 sei 
bis jetzt nicht erreicht worden. Das bedeutet, daß 
die Gefahr einer Einnahmenlücke für 1965 besteht, 
von der wii nicht wissen, wie sie letzten Endes ab­
gedeckt werden soll. Wenn wir den Haushalt 1966 
auf seinen Vorgänger aufbauen, müssen wir uns 
diesen Tatbestand ins Gedächtnis zurückrufen. Sie 
sagten weiter, Herr Minister, daß 1965 ein Ausfall 
bei den Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich 
zu verzeichnen sei. Darüber bin ich gar nicht böse, 
denn die Stärkung der eigenen Finanzkraft' ist 
besser, als wenn wir diese Summe aus dem Län­
derfinanzausgleich in Anspruch nehmen müßten. 
Dies stellt eine positive Entwicklung der eigenen 
Finanzkraft unseres Landes Bayern dar. 

Weiter haben Sie gesagt,. daß der globale Ein­
sparungsbetrag im Jahre 1965 - was wir ja vor­
ausgesagt hatten - seine Problematik im Vollzug 
zeige. Dann haben Sie gesagt, daß vom Hohen 
Hause' immer wieder die Freigabe der gesperrten 
Mittel für Zuschüsse zu Maßnahmen der Wasser­
versorgung und der Abwasserbeseitigung gefor­
dert werde. Herr Minister, das wird nicht nur drin­
gend gefordert, das ist dringend notwendig! Ich 
stelle heute an Sie die konkrete Frage: Sind Sie 
bereit, diese gesperrten Reste freizugeben, damit 
man zügig mit diesen notwendigen Maßnahmen 
des Baues von Wasserversorgungs- und Abwässer„ 
beseitigungsanlagen fortfahren kann? Wir haben 
auf diese Frage bis jetzt keine Antwort bekom,­
men. Sie haben nur angeze1gt, daß es wünschens­
wert wäre, etwas zu tun. Ihre konkrete Antwort 
dazu fehlt. . 

Sie haben dann weiter gesagt, der ·Außerordent­
liche Haushalt sei für 1965 durch Anleihen noch 
nicht finanziert, es bestehe eine Deckungslücke; de;i;-: 
Deckungsbedarf werde bis Ende 1965 voraussicht­
lich 540 Millionen DM sein. Herr Kollege Ziefsch 
wird sich wahrscheinlich genauso wie ich dararr 
erinnern, welche harten Vorwürfe seinerzeH von 
der CSU im Landtagsplenum gegen ihn und die 

· 'Viererkoalition erhoben worden waren, weil Be.:. 
träge für den Außerordentlichen Haushalt nicht 
durch Anleihen finanziert worden sind; denn der 
Kapitalmarkt war schlecht gewesen. Man wollte 
bei ·dieser Verschlechterung des Kapitalmarkts 
nicht, daß man hohe Zinsen bezahlte, sondern man 
wollte abwarten, ob sich die Situation verbessern 
würde. Wir haben aber jetzt folgendes zu verzeich­
nen: In einer Situation, in der der Kapitalmarkt 
noch nicht so ·schlecht war wie jetzt, hat man es 
versäumt,. Anleihen aufzunehmen. Der Kapital­
markt hat jetzt fast seinen, Tiefpunkt erreicht. Es 
ist nicht damit zu rechnen, daß sich der Kapital­
markt in absehbarer Zeit verbessern wird. Wir 
werden also gezwungen sein, da auch die Kassen­
mittel des Bayerischen Staates nicht mehr so gün­
stig sind, zu wesentlich ungünstigeren Bedingun-
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gen als vorher auf den Kapitalmarkt zu gehen. 
Ich möchte nur an die Kritik erinnern, die damals 
an der Politik geübt worden ist. Jetzt sind wir 
durch diese Finanzpolitik in eine ähnliche, sogar 
noch schlechtere Situation gekommen. ·Auch dazu 
werden Sie ja noch ·etwas zu sagen haben, Herr 
Minister. 

Im Vollzug ist der Haushalt 1965 noch nicht ab­
geschlossen. Wir wissen also noch nicht, ob es ge­
lingen wird, die Schwierigkeiten, die vom Herrn 
Minister aufgezeigt worden sind, im Vollzug tat­
sächlich zti bereinigen. Können wir das nicht, Herr 
Minister, werden wir in der Abschlußrechnung des 
Haushaltsjahrs 1965 einen Fehlbetrag aufzuweisen 
haben, der im übernächsten Jahr abgedeckt wer­
den muß, eine ähnliche Situation, wie sie jetzt beim 
Bund der Fall ist, bei der wir mit ähnlichen Argu­
menten zu rechnen haben. 

Meine Damen und Herren! Trotz dieser Schwie­
rigkeiten des Vollzugs, die der Herr Minister sehr 
eindringlich geschildert hat, hält er es für vertret­
bar, daß das Volumen des Haushaltsentwurfs 1966 
um 11,1 Prozent über dem Haushalt 1965 ange­
s.etzt wird. Dazu, meine Damen und Herren, möchte 
ich jetzt noch einige Bemerkungen machen. Der 
Herr Minister hat auch auf die Gefährlichkeit der 
ständig ansteigenden Bindungsermächtigungen hin­
gewiesen. Ich erinnere daran, daß ich in jeder 
Haushaltsdebatte auf diese Methode hingewiesen 
habe. Sie ist zwar von allen Regierungen ange­
wandt worden - deswegen möchte ich also die 
Methode selbst nicht angreifen -, aber ich möchte 
warnend sagen, daß der Prozentsatz der Bindungs­
ermächtigungen im Haushalt 1966 nachgerade e.ine 
gefährliche Höhe erreicht hat, weil wir uns. als 
Parlament praktisch. selbst die Entscheidung über 
die Ausgaben beschneiden, da eines Tages diese 
Bindungsermächtigungen zur Kasse kommen wer­
den. Das müssen wir sehen. Die Regierung war 
der Meinung, daß man auch 1966 den Betrag der 
Bindungsermächtigungen noch erhöhen kann. Das 
ist eine Methode der Abdeckung der Mehranforde­
rungen, die von Ihnen, wie Sie gesagt haben, im . 
Kabinett noch zusammengestrichen werden konn­
ten. Herr Minister, das ist das Schicksal eines jeden 
Finanzministers. In jeder Regierung waren die An­
forderungen der Ressorts wesentlich über dem ge­
legen, was letzten Endes als Steigerungsquote in 
den Haushaltsentwurf tatsächlich eingesetzt wer­
den konnte. Das kann Ihnen, Herr Minister, nie­
mand abnehmen. 

Sie haben aber trotz der Schwierigkeiten im 
Vollzug, der globalen Einsparungen für 1966 wie­
der einen Betrag von 145 Millionen DM an globalen 
Einsparungen festgelegt. Sie kennen meine Argu­
mentation, daß das ein Selbstbetrug des Parlaments 
ist. Wir beschließen zu den Einzelplänen die Aus­
gaben zu 100 Prozent. und im Haushaltsgesetz be­
schließen wir dann, daß die Ausgaben, auf die wir 
stolz gewesen sind, gerade bei den freiwilligen 
Leistungen, generell um 15 Prozent gesperrt oder, 
wie· es in Wirklichkeit doch ist, gekürzt werden. 
ICh sehe zwar die Schwierigkeiten ein, daß die Re-

gierung die Ansätze nicht von sich aus auf die Be;.. 
träge beschränken möchte, die den Ausgleich er­
mögliChen. Aber wir als Parlament müssen immer 
wieder auf die Fragwürdigkeit dieser Ausgleichs­
methode hinweisen. 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß man 
trotz der erka~nten Gefahr die Bindungsermächti­
gungen wieder um 118 Millionen DM auf 594 Mil­
lionen DM im Entwurf 1966 erhöht hat. 

Herr Minister, einen Betrag haben Sie nach mei­
ner Meinung im Haushaltsentwurf bewußt zu nied­
rig angesetzt. Sie haben erklärt, daß für die Be­
soldungserhöhungen in diesem Entwurf nur 30 
Millionen DM vorgesehen sind. Herr Minister, das 
ist eine Selbsttäuschung. Ich glaube, von einer 
Täuschung des Parlaments kann man nicht spre­
chen, weil wir alle wissen müssen - und auch die 
Regierung wissen muß -, daß heute schon die 
Veränderungen für die Beamtenbesoldung politisch 
feststehen. Sie sind auch vor den Bundestagswah­
len vom damaligen und gegenwärtigen Bundes­
kanzler öffentlich mit versprochen worden.· Wir 
müssen also damit rechnen, daß diese Ausgaben 
auf uns zukommen. Niemand wird sich in diesem 
Hohen Hause finden, auch der Herr Minister nicht, 
der sagen wird: Ausgerechnet wir in Bayern wer-

. den uns nicht den Beschlüssen des Bundestags und 
der Bundesregierung anzugleichen haben. 

(Abg. Fischer: Das wurde auch schon zu-
gegeben!) 

Wir werden also diese Beträge leisten müssen. 
Und dann muß ich sagen: Herr Minister, wenn wir 
das wissen, · dann haben wir im Haushaltsplan 
95 Millionen DM zu wenig angesetzt. Zumindest 
für diese 95 Millionen DM ist der Haushalt mit 
Sicherheit nicht abgeglichen und kann nicht als 
abgeglichen bezeichnet werden. Ich glaube, das 
muß man mit aller Deutlichkeit sagen, weil dieser 
Haushaltsentwurf damit nicht den Grundsätzen 
der Wahrheit und Klarheit entspricht. 

Sie haben dann noch die erhöhten Bundeszu­
schüsse von 162 Millionen DM angesprochen, die 
nach Ihrer Meinung wahrscheinlich ebenfalls frag­
würdig sind. Sie wissen ja, daß das Sparquartett, 
von dem Sie gesprochen haben 

(Zuruf: Streichquartett!) 

- Streichquartett, Entschuldigung; aber damit ist 
ja immer das Sparen gemeint -, daß dieses 
Streichquartett noch tätig ist und daß von sej.nen 
Vorschlägen einige Ansätze betroffen sind, die ge­
rade von Ihnen als Einnahmeansätze der Länder 
mit einkalkuliert worden.sind. Also liegt auch hier­
in eine Unsicherheit. 

Sie haben dann auf die Steuerschätzungen hin­
gewiesen und festgestellt; daß Ihre Steuerschät­
zungen noch um 35 Millionen DM über den Schät­
zungen des Ifo-Instituts liegen. Auch das ist ein 
gewisses Risiko, obwohl ich zugeben muß und 
gerne zugebe, daß sich die Schätzungen des Finanz­
ministeriums in den vorhergehenden Jahren immer 
noch in etwa als richtig erwiesen haben. Ich weiß 
aus Gesprächen, auch mit Finanzfachleuten, die 
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aus wirtschaftswissenschaftlichen Instituten kom­
men, daß die Situation diesmal wesentlich schwie­
riger ist und daß man wahrscheinlich ein Risiko 
eingeht, wenn man die Steuereinnahmen um 35 
Millionen DM über den Schätzungen des Ifo­
Instituts ansetzt. 

Sie haben auch auf die Auswirkungen der Steu­
eränderungsgesetze für 1966 hingewiesen. Das ha­
ben wir ja bereits 1965 kommen sehen, das muß­
ten wir ja mit einkalkulieren. 

Auch den Länderfinanzausgleich haben Sie nach 
meiner Meinung voraussichtlich zu hoch angesetzt. 
Ich glaube auf Grund der allgemeinen Entwicklung 
nicht, daß wir die Summe, die Sie als Einnahmen 
aus dem Länderfinanzausgleich angesetzt haben, 
erreichen können. 

Dann. haben Sie die Kreditmarktmittel ange-. 
sprochen, die wiederum mit 450 Millionen DM 
für die Finanzierung des Außerordentlichen Haus­
halts und die Verrentungsgesetze angesetzt sind. 
Das ergibt einen Anleihebedarf von fast 1 Milliarde 
DM für die nächsten zwei Jahre. Und das alles in 
einer Situation, von der der Herr Finanzminister 
selbst gesagt hat, daß sie äußerst schwierig sein 
wird und daß man nicht weiß, ob der Kapitalmarkt 
so ergiebig sein wird. Sie kennen auch den Langer­
Ausschuß, der sich mit der Situation der öffent­
lichen Hand auf dem Kapitalmarkt beschäftigt. Sie 
wissen sehr wohl, Herr Minister, daß wir nach die­
sem Langer-Ausschuß ohne die Zustimmung der 
übrigen Säulen der öffentlichen Hand gar nicht an 
den Kapitalmarkt gehen können, daß wir zwar 
jetzt die Genehmigung für eine Teilanleihe bekom­
men haben, daß wir aber die Finanzierung dieser 
ganzen Milliarde auf dem Anleihema:i:kt noch vor 
uns herschieben müssen. Auch das müssen wir im 
Hinblick auf die Kapitalmarktentwicklung sehen, 
meine Damen und Herren. 

Sie werden jetzt verstehen, warum ich am An­
fang gesagt habe: Wer trägt denn die Verant­
wortung für die Vorlage dieses Haushalts? Ich habe 
damit klarmachen wollen, daß die Verantwortung 
für die Vorlage dieses Haushalts bei der Staats­
regierung liegen muß. Denn man kann nicht vom 
Parlament und noch viel weniger von der Opposi­
tion erwarten, daß sie die Voraussetzungen hat, 
z.B. einen Gegenhaushalt aufzustellen, und andere 
Dinge mehr. Das sind Illusionen, die man nicht 
haben kann. 

Meine Damen und Herren! Einige Bemerkungen 
zu den Schwerpunkten des Haushaltsentwurfs 1966. 
Wenn wir uns diese Schwerpunkte anschauen, ist 
es ganz klar, daß wir es auch als Sozialdemokrati­
sche Fraktion begrüßen, daß die Regierung Wis­
senschaft, Bildung und Ausbildung sowie die Maß­
nahmen der Strukturverbesserung als Schwer­
punkte in diesen Haushalt eingestellt hat. Es ist 
selbstverständlich, daß wir das begrüßen, weil das 
ja auch unseren Vorstellungen, vielleicht nicht in 
den Summen, vielleicht nicht in der Priorität, 
aber unseren Forderungen seit Jahren entspricht, 
daß man diese Schwerpunkte bei der Festlegung 

der Prioritäten im Haushalt von der Staatsregie­
rung aus zugrundelegt. 

Das Volumen des Kultusetats ist - alles in al­
lem - um 25, 7 Prozent erhöht worden. Ich glaube, 
man muß bei dieser Erhöhung natürlich auch dar­
auf hinweisen, daß der Kultusetat auf Grund der· 
großen Zahl der Bediensteten der besoldungsinten­
sivste Etat ist. Die Besoldungserhöhungen werden 
also im Rahmen der Erhöhung des Kultusetats 
einen beträchtlichen Prozentsatz ausmachen müs­
sen. Es wäre vielleicht ganz gut, wenn der Herr 
Finanzminister in seinem Schlußwort dem Land­
tag und der Öffentlichkeit diesen Prozentsatz vor­
tragen würde. 

Der Schulentwicklungsplan ist ebenfalls ein 
Schwerpunkt, der vom ganzen Hause immer wieder 
gefordert worden ist. Auch die Sozialdemokratische 
Landtagsfraktion hat seit Jahren auf die Notwen­
digkeit eines Schulentwicklungsplanes hingewiesen. 
Das· gilt auch für die Begabtenförderung. Ich er­
innere mich an Diskussionen im Bayerischen Land­
tag vor einigen Jahren, wo es nicht möglich war, 
daß man die durchschnittlichen Monatsbeträge für 
die Förderung der Schüler an höheren Schulen 
auf 40 DM erhöhte. Wir haben damals nach langen 
Debatten im Haushaltsausschuß diesen Durch­
schnittsbetrag von 40 DM ermöglicht. Wir haben 
damals schon darauf hingewiesen, daß es im Inter­
esse der Ausnützung der Begabtenreserven in un­
serem Volk einfach notwendig ist, hier großzügig 
voranzugehen. Das ist also auch eine Forderung, 
die von der Sozialdemokratischen Fraktion seit 
langem vertreten worden ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die Be­
merkung machen: Es geht nicht an, Herr Minister, 
daß die Berechnungen, die in Ihrem Hause - und 
auch in Ihrem Hause, Herr Kultusminister! - zu 
manchen Gesetzentwürfen gemacht werden, in der 
Auswirkung so unterschiedlich sind. Ich denke· an 
die Berechnungen bei dem Entwurf der SPD und 
bei dem Entwurf der CSU zur Begabtenförderung. 

Staatsminister Dr. Huber: Wieso, Herr Kollege 
Gabert? 

Gabert (SPD): Ich werde gleich darauf kom-~ 
men. Es wäre ganz gut, wenn man einmal der 
Öffentlichkeit die Berechnungsfaktoren vortragen 
würde. Denn ich habe das Gefühl, daß man bei den 
Ministerien noch nicht die notwendigen Unter­
suchungen vorgenommen hat, um die Zahlen tat­
sächlich hieb- und stichfest auf den Tisch des 
Hauses legen zu können. 

(Zuruf von der CSU: Aber die Grundlagen 
waren die gleichen!) 

- Die Grundlagen waren die gleichen. Aber ich 
habe durch Umfragen festgestellt, daß man drau­
ßen im Lande die Unterlagen für eine solche Be­
rechnung noch nicht angefordert hat. Dies wäre 
notwendig, um sich endgültig ein Urteil über die 
AuswirkunP-en der beiden Gesetzentwürfe bilden 
zu können.

0 

Ich glaube, das ist in unser aller In­
teresse notwendig; es ist für Ihren Entwurf ge­
nauso erforderlich wie für den unsrigen. 

(Abg. Förster: Wir hatten erhebliche Zweifel!) 
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Meine Damen und Herren! Ich bin der Meinung, 
daß es erforderlich sein wird, nicht nur beim Kul­
tusetat, sondern im gesamten Haushaltsplan ein­
mal die Mittel für den staatlichen Hochbau zu 
durchforsten. Herr Minister, ich bitte Sie - wenn 
Sie das können -, dem Hause einmal mitzu­
teilen, wie hoch die Ausgabereste beim staatlichen 
Hochbau im vorhergehenden und im vorvorh,er­
gehenden Haushaltsjahr gewesen sind. Ich weiß, 
Herr Minister, daß gerade die Ausgabereste beim 
Hochbau eine günstige Möglichkeit für Sie dar­
stellen, den Haushalt im Vollzug einigermaßen ab­
zugleichen. Wir müssen aber hier im Hause wissen, 
wie sich diese Ausgabereste entwickeln. Denn es 
ist wenig sinnvoll, hier im Parlament Summen zu 
beschließen, die gar nicht ausgegeben werden kön­
nen. Ich glaube, Herr Minister, auch darüber müs­
sen wir einmal im Haushaltsausschuß sprechen. 
Vielleicht können Sie schon im Plenum diese In­
formationen generell für den· gesamten Haushalts­
plan geben. 

Die Strukturverbesserung, meine Damen und 
Herren, . gehört zu den alten Forderungen der So­
zialdemokratischen Fraktion, die die Fragen der 
Landesentwicklung immer mit in den Vordergrund 
gestellt hat. Landesentwicklung ist nur sinnvoll, 
wenn man gleichzeitig auch die Investitionen mit 
einplant; denn sonst bleibt alles auf dem Papier 
stehen. Aber für diese Investitionen ist eine durc..11.­
dachte Konzeption in der Landesentwicklung er­
forderlich. Herr Minister - der Herr Wirtschafts­
minister iSt zur Zeit nicht da, aber es geht . die 
ganze Staatsregierung an -, hier werden wir im 
Rahmen der Strukturveränderungen in Bayern 
das erste Problem schon bei der Entwicklung in 
Hausham und Penzberg haben. Sie wissen, daß 
jetzt der Schließungstermin in Hausham der 31. 
März 1966 und der Schließungstermin für Penz­
berg im September des nächsten Jahres ist. Sie 
wissen, daß die Mittel für die Infrastrukturmaß­
nahmen der Gemeinden, die jetzt im Haushalt 
eingeplant sind, wahrscheinlich nicht ausreichen 
werden. Wenn wir hier im ·Landtag beschlossen 
haben, daß neue Betriebe angesiedelt werden müs­
sen - die Dinge sind ja mit großen Schwierigkei­
ten im Gange -, dann muß auf der anderen Seite 
die Staatsregierung auch die Voraussetzungen da­
für schaffen, daß die Infrastrukturmaßnahmen von 
den Gemeinden durchgeführt werden können. Ich 
melde heute schon an, daß die Sozialdemokratische 
Fraktion die notwendigen Anträge stellen wird. 
Denn es ist einfach erforderlich, daß auch der 
Landtag und die Staatsregierung im Wort bleiben 
in all den Dingen, die in diesem Hohen Hause in 
diesem Zusaµimenhang vorgetragen worden sind. 
Darüber werden wir uns beim Wirtschaftsetat noch 
i.m einzelnen zu unterhalten haben. 

Ich bitte zu prüfen - der Herr Wirtschaftsmini­
ster ist jetzt da, aber es geht auch die ganze Re­
gierung an -, ob nicht bei den notwendigen Um­
schulungsmaßnahmen, die im Zusammenhang mit 
den Strukturveränderungen im oberbayerischen 
Be"rgbau erforderlich sind, auch Mittel aus dem 

EWG-Sozialfonds in Anspruch genommen werden 
können. Ich habe mich in Brüssel erkundigt. Mir 
wurde gesagt, daß rechtlich dazu die Möglichkeit 
bestehe. Ich kann von mir aus nicht beurteilen, wie 
weit es wünschenswert und erforderlich ist, solche 
Gelder in Anspruch zu nehmen. Ich bitte aber, 
diese Frage zu prüfen; denn es wäre zweifellos 
falsch, diese Mittel der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft nicht in Anspruch zu nehmen, wenn 
dies möglich ist und die Mittel notwendig ·sind. 
Nur das möchte ich für heute in diesem Zusam­
menhang sagen. Wir werden bei der Einzelbera­
tung auf diese Dinge noch zu sprechen kommen. 

Sie haben dann den Wohnungsbau-mit angeführt, 
Herr Minister. Ich habe stärkste Bedenken, daß das 
Volumen im sozialen Wohnungsbau im nächsten 
Jahr gehalten werden kann. Ich erinnere daran; 
daß das „Streichquartett" auch die Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau im Bund angeknabbert hat, 
nämlich die Rückflüsse und auch die Zuschußmittel, 
so daß im Jahre 1966 weniger Bundesmittel als vor­
her zur Verfügung stehen werden. Auch das müs­
sen wir bei einer Vorprojizierung des Haushalts 
1966 sehen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich das Ganze 
einmal zusammenzufassen versuche, so werden wir 
bei den Eizelberatungen wahrscheinlich noch eine 
Durcliforstung vornehmen müssen. Aber ich sage 
ganz offen, · Herr Minister, ich erwarte mir von 
einer solchen Durchforstung keine Riesensummen 
für eventuelle Einsparungen. Das ändert nichts an 
meinen kritischen Bemerkungen. Aber erwarten 
Sie nicht von uns, daß wir jetzt von uns aus 
Einzelvorschläge machen, um vielleicht . die Stei­
gerung des Volumens auf sieben oder acht oder 
neun Prozent zurückzuführen. Sie, Herr Minister, 
und die gesamte Staatsregierung tragen die Ver­
antwortung für diese Vorlage. Sie können diese 
Einzelvorschläge von uns einfach nicht erwarten. 
Sie sagen, für weitere Wünsche ist kein Raum. 

(Zuruf des .f...bg. Dr. Merk) 

- Sie können das nicht envarten, Herr Kollege 
Dr. Merk! Ihre Fraktion wird nicht in der Lage 
und nicht willens sein, diese Streichungen vor­
zunehmen. Machen wir uns doch nichts vor! Und 
wenn Sie das tun, werden Sie zweifellos mit uns 
reden können. Aber Sie werden nicht erwarten 
können, wenn die Regierung diese Ansätze als 
durchführbar hinstellt, daß dann die Opposition 
Streichungen vornimmt. Das können Sie nicht er­
warten! 

(Abg. Dr. Merk: Mir geht es nur um die 
Klarstellung der Zuständigkeit und Ver­
antwortliChkeit: für den Entwurf die Re­
gierung, aber für das Gesetz das Parlament!) 

- Die Verantwortung, Herr Kollege, trägt für den 
Entwurf d_ie Regierung, für die letzten Beschlüsse 
natürlich das Parlament. Das ist selbstverständ­
lich. Wir werden bei den Beratungen ja sehen, wo 
der Herr Kollege Fink dann seinen etwas ver­
stümmelten Rotstift ansetzen wird. Die Verant­
wortung trägt das Parlament, aber die Regierungs­
parteien tragen für diesen Haushalt im wesent­
lichen die Verantwortung; denn sie haben ja diese 
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Regierung durch ihr Vertrauen gestellt und haben 
damit auch die Verantwortung für das zu über­
nehmen, was geschieht. Ich glaube, auch d.as ist 
vollkommen klar. 

(Abg. Dr. Merk: Die Verantwortung tragen 
wir letztlich alle zusammen!) 

Wenn Sie sagen, für Veränderungen sei in die­
sem Haushalt kein Raum, dann heißt das mit ande­
ren Worten, Herr Kollege Dr. Merk, daß dieser 
Haushaltsentwurf so likzeptiert werden soll, wie 
ihn die Regierung vorgelegt hat. 

(Abg. Fink Hugo: Für Änderungen ist schon 
Raum!) 

- Ich habe die Einsparungen gemeint. Der Herr 
Minister hat wortwörtlich am Ende seiner Aus­
führungen gesagt: „Für Veränderungen ist kein 
Raum." 

(Abg. Fink Hugo: Veränderungen nach oben!) 

- Das hat er nicht mehr gesagt. Er' hat gesagt: 
„Für Veränderungen ist kein Raum." 

(Zuruf des Abg. Euerl) 

- Da brauchen wir doch gar nicht zu streiten, 
Herr Kollege Euerl! Natürlich weiß ich, daß er 
froh ist, wenn wir sparen. Ich möchte nun aber 
einmal sehen, welche Anträge Sie zum Sparen 

· stellen werden. Machen wir uns doch in diesem 
Plenum nichts vor! 

(Heiterkeit und Zwischenrufe} 

Ich möchte eine politische Bemerkung machen: 
Dieser Haushaltsentwurf ist nach den Prioritäten 
der Staatsregierung und der Regierungspartei auf­
gestellt. Ich habe gehört, daß die CSU sogar eine 
Aufstellung veröffentlichen· wird, was in ·diesem 
Haushaltsplan alles au! die Initiative der CSU­
Fraktion zurückgeht. Bei dem werden Sie doch 
nichts meht kÜrzen können - ode~ wollen Sie 
das vielleicht nachher auch noch tun? 

(Abg. Fink Hugo: Das ist nicht ganz richtig; 
Ihre Information stimmt nicht ganz!) 

- Das stand in der Zeitung. Ich kann nur zitie­
ren, weil ich bei Ihren Fraktionssitzungen ja picht 
dabei bin. · 

(Heiterkeit) · 

Aber, meine Damen und Herren, Spaß beiseite! 
Sie müssen doch verstehen, daß es einfach nicht 
möglich ist, daß die Regierungspartei und die Re­
gierung allein die Prioritäten dieses Haushaltspla­
nes bestimmen. Es muß selbstverständlich auch: für 
die Opposition dieses Hauses der politisehe Raum 
sein, ihre eigenen Prioritäten, ihre eigenen Akzente 
ebenfalls zu setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich kommt dann die politische Entscheidung, 
die gefällt werden muß, ob diese Prioritäten ak­
zeptiert werden und ob sie nach Ihrer Meinung 
durchgeführt werden können, Sie können aber 
nicht verlangen, daß die Opposition nach der Vor­
lage des Haushalts auf jegliche Initiative verzieh-

tet. Das ist eine Unmöglichkeit. Das kann man 
von einer politischen Partei auch nicht erwarten. 

Meine Damen und Herren! Zu den Initiativen 
, möchte ich etwas sagen. Es geht auch nicht an, 
daß in diesem Entwurf der Regierung bereits eine 
Reihe von Initiativen der CSU-Fraktion berück­
sichtigt sind, obwohl sie noch gar keine Gesetzes­
kraft haben, daß aber auf der anderen Seite ge.: 
sagt wird, Veränderungen können nicht mehr ak­
tiviert werden. Ich denke an das Privatschullei­
stungsgesetz. Meine Damen und Herren von der 
CSU! Wenn Sie die erhöhten Leistungen nach dem 
Privatschulleistungsgesetz als erforderlich und als 
möglich erachten, müssen .Sie aber auch genauso 
erkennen, daß wir für die Gleichbehandlung der 
öffentlichen Schulen der Kommunen durch den 
Staat im Schulfinanzierungsgesetz 'eintreten wer­
den. 

(Abg. Fink Hugo: Das ist die Frage! -
Beifall des Abg. Dr. Merk) 

-·Wenn Sie da mitziehen .:._ und ich freue mich, 
daß mir der Her'r Kollege :pr„ Merk Beifall zollt -

/ 
(Abg. Dr. Merk: Ich bin für Gleichbehand-

lung, Herr Kollege!) 

- Wir werden darüber noch reden. 

(Abg. Dr. Merk: Ich bin für Gleichbehand'-
lung; d.eshalb mein Applaus!) 

Ich wollte mit diesem Beispiel nur zeigen, daß es 
nicht angeht, daß Ihre Prioritäten gesetzt werden 
und durchführbar sind, die politischen Gesichts­
punkte der Opposition aber dann nicht mehr durch­
führbar sein sollen. Das wollte ich von' vornherein 
sagen. Ich möchte aber heute schon sagen, da:ß auch 
die Opposition, die Sozialdemokratische Fraktion, 
ihre Initiativen im Rahmen der Möglichkeiten na­
türlich stellen wird. Man kann aber nicht von 
vornherein jegliches Recht der politischen Willens­
äußerung zu diesem Haushalt unterbinden wollen. 
Das wollte ich im Hinblick auf die Bemerkungen 
des Herrn Ministers hier sagen. · 

Meii:J.e Damen und Herren! Ich wiederhole: Die 
Staatsregierung legt diesen Haushalt vor. ·Die 
Staatsregierung ist für diesen Haushalt verant­
wortlich, wobei für das, was am Ende der Beratun­
gen auf Grund der Beschlüsse dieses Hauses her­
auskommt, die Mehrheit des Landtags die Verant­
wortung zu tragen hat. 

(Abg. Fink Hugd: Sehr richtig!) 

Ich möchte, Herr Minister, trotz aller Kritik im 
Interesse der Entwicklung unseres Landes hoffen, 
daß man Ihren Optimismus nach einem Jahr noch 
einigermaßen vertreten kann. Ich weiß es nicl;lt. 
Eines aber wissen wir heute schon: Sie haben die 
Aufgabe, die erkennbaren Ausgaben in den Haus­
halt einzustellen. Sie müssen also die Mehranfor- · 
derung für die Besoldung in Höhe von 95 Millionen 
DM in diesen Entwurf einsetzen. Wenn Sie es nicht , 
tun, müssen wir sagen, daß dieser Entwurf den 
Grundsätzen der Haushaltsklarheit und -wahrheit 
nicht entspricht, daß er nicht abgeglichen ist, daß 
er manipuliert ist. Ich verwende dieses harte Wort; 
denn nur dann, wenn man das einsetzt, was an 
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Ausgaben erkennbar ist, kann man in Anspruch 
nehmen, daß der Haushaltsentwurf auch tatsäch­
lich ausgeglichen ist. 

Zum Schluß gestatten Sie mir noch einige kurze 
Bemerkungen. Ein Haushaltsplan ist selbstver­
ständlich keine Aneinanderreihung trockener Zah­
len; et ist keine seelenlose Buchhalterarbeit. Ich 
bin der Meinung, daß die ·Haushaltsgestaltung der 
öffentlichen Hand mehr und mehr und immer sicht­
barer zu einem Stück Gesellschaftspolitik wird. 
Deswegen, Herr Minister, kann man auch keine 
Vergleiche mit der Zeit Friedrichs des Großen an­
stellen. Ich habe diesen Vergleich auch nur humo­
ristisch aufgefaßt. Heute, wo der Staat als eine 
freie Gemeinschaft vor uns steht, liegen die Pro­
bleme doch ganz anders als in der damaligen Zeit. 
Deshalb ist die Haushaltspolitik, die finanzpoliti­
sche Planung so entscheidepd. Ich gebe dem Herrn 
Minister recht, wenn er davon spricht, daß es not­
wendig sein wird, daß die Grundlageninvestitionen, 
welche die Privatwirtschaft nicht übernehmen will 
oder nicht übernehmen kann, im Vordergrund un­
serer Haushaltspolitik zu stehen haben. Sie bedeu­
ten letztlich, was ich schon angesprochen habe, 
den Fortschritt in unserer Gesellschaft. 

Das alles, meine Damen und Herren, fällt eigent­
lich unter den Begriff der Richtlinien der Politik. 
Das Parlament müßte nach unserer Auffassung 
schon vor der Aufstellung des Haushalts die Mög­
lichkeit haben, über diese Grundlagen der Richt­
linien der Politik zu diskutieren, so daß die politi­
sche Willensäußerung des Parlaments schon bei der 
Aufstellung des Haushalts bekannt ist. Wir haben 
schon efomal - es war Herr Kollege·waldemar von 
Knoeringen - für unsere Fraktion darauf hinge­
wiesen, es genüge nicht, daß der Ministerpräsident 
nur einmal in vier Jahren eine Regierungserklä­
rung abgibt und damit die Richtlinien der Politik 
bestimmt. Gerade in der heutigen Zeit·, wo alles in 
einer so schnellen Entwicklung ist, ist es erforder­
lich, auch vom Parlament her darauf zu drängen, 
daß mindestens einmal im Jahr der Minister­
präsident vor dem Parlament 

(Abg. Drexler: Zum Schulbus spricht!) 

die Richtlinien seiner Politik darlegt und dem 
Hohen' Hause die Möglichkeit einer Diskussion 
gibt. Das müssen wir gerade im Zusammenhang 
mit dem Haushalt. hier ansprechen. Der Vollzug 
dieser Richtlinien der Politik ist doch letztlich der 
Haushaltsplan, ·der dem Parlament vorgelegt und 
der vom Parlament behandelt wird. Es wird also 
notwendig sein, daß wir hier. die Richtlinien der 
Politik in den Vordergrund stellen, und daß der 
Ministerpräsident mehr als einmal in den vier 
Jahren vor dem Hohen Hause über diese Richt­
linien der Politik Vortrag hält. 

Herr Minister, ich gebe Ihnen- recht, es wird not­
wendig sein, den Haushaltsplan für einen längeren. 
Zeitraum als nur ein Jahr voraus zu projizieren, 
ihn vorausschauend mitzubehandeln. Ich begrüße 
es daher, daß Sie einer mittelfristigen Haushalts­
vorausschau für zunächst drei Jahre das Wort ge-

; ' 1 

' 
redet haben. Dazu gehört aber auch eine Vora.us-
schau der Landesentwicklung. Denn es geht nicht 
an, daß nur die Verwaltung eine mittelfristige 
Vorausschau des Haushalts vornimmt. Vielmehr, , 
müssen auch die politisch-parlamentarischen ·In­
stanzen die Möglichkeit haben, diese Vorausschau 
mitzubehandeln. · · 

Wir brauchen also die Vorausschau der Landes­
entwicklung und damit auch die Vorausschätzung 
und -berechnung der Investitionen, die erforderlich 
sind, uin diese Landesentwicklung durchzuführen., 
Deswegen, meine Damen und Herren, ist die Dis­
kussion über die Richtlinien der Politik des Mipi­
sterpräsidenten in diesem Hause erforderlich, und 
es kann nicht genügen, daß sie nur einmal in vier 
Jahren stattfindet. · · 

Meine Damen und Herren, die Finanzsituation· 
wird immer schwieriger, aber auch immer umfas­
sender, immer komplexer. Herr Minister, ich hape 
gesagt, daß ich bei aller Kritik hoffe, daß Ihr 
Optimismus einigermaßen gerechtfertigt ist. Aber 
wie dem auch immer sein möge, wie immer sich die 
Entwicklung zeigen wird, eines kann Ihnen nicht 
erspart bleiben: Sie haben mit Ihrer Regierung 
die Verantwortung für den von Ihnen selbst kriti-' 
sierten Entwurf des Staatshaushalts 1966. Diese: 
Verantwortung kann Ihnen niemand abnehmen. 

(Beifall der Oppositionsparteien) 

Präsident Hanauer: Meine Damen urid Herren! 
Ich dqrf die Aussprache für einen Moment unter„ 
brechen. Ich erhielt einen Brief des Herrn Landes- . 
wahlleiters mit dem Inhalt, daß für den durch Ver­
zichterklärung und Beschluß des Bayerischen 
Landtags vom heutigen Nachmittag.ausscheidenden· 
Kollegen Ernst F a 1 k Herr Schmiedemeister Ge­
org Schwab aus Rebdorf in .den Landtag einbe­
rufen wurde. Herr Abgeordneter Schwab, ich darf 
Sie in unserer Mitte recht herzlich willkommen 
heißen un:d wünsche, daß Sie sich bei uns gut ein­
gewöhnen:. 

(Beifall) 

Die Aussprache nimmt ihren Fortgang. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Wachter. 

Wachter (FDP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Im Namen und im Auftrag meiner 
Fraktion nehme ich zu den Ausführungen des 
Herrn Staatsministers der Finanzen Stellung. Ich 
muß Ihnen sagen, daß diese Ausführungen bei uns 
nur Skepsis und Pessimismus auslösen konnten. 

(Abg. Euerl: Wenn man es nicht versteht, 
natürlich!) 

Wenn ein Finanzminister mit einem solchen Vor­
behalt an seinen eigenen Haushalt geht, dann ist es 
wohl nur zu gerechtfertigt, wenn die Opposition 
diese Vorbehalte gründlich untersucht. 

Wir s~nd bei dieser Untersuchung zu erheblichen • 
zusätzlichen Bedenken gekommen. Wenn wir die 
Entwicklung der Haushalte unseres Landes in die­
ser Legislaturperiode betrachten, dann stellen wir 
fest, daß der Haushalt in diesen vier Jahren um 
37,4 Prozent gegenüber dem Beginn der I,egislatur-
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periode im Jahre 1962 angewachsen ist. Meine Da­
men und Herren, man kann natürlich sagen, man 
brauche sich nicht jedes .:fahr an die Zuwachsraten 
des Bruttosozialprodukts zu halten und auch der 
Bundeshaushalt brauche nicht stets ein gleichblei­
bender Maßstab für die Länderhaushalte zu sein. 
Wenn aber so konstant überzogene Zuwachsraten 
des Länderhaushalts festzustellen sind, dann muß 
man sagen, daß Bayern zweifellos damit beginnt, 
in dem Finanzkonzert des Bundes eine Sonderrolle 
zu spielen - aber keineswegs eine erste Geige, 
sondern ein ziemlich mißgestimmtes Cembalo. 

(Abg. Dr. Merk: Machen Sie das Cembalo 
nicht verächtlich!) 

- Ich mache es nicht verächtlich; nur wenn es 
schlecht gestimmt ist, Herr Kollege Dr. Merk, klingt 
es im Ohr nicht sehr schön. 

(Abg. Fink Hugo: Das ist subjektiv! -
Abg. Dr. Merk: Ein Cembalo kann nicht miß-

gestimmt, höchstens verstimmt sein!) 

- Das ist subjektiv, Sie haben recht, aber wollen 
wir uns nicht auf das Gebiet der Musik begeben. 
Finanz- und Steuerpolitik sind etwas amusisch und 
vertragen sich nicht mit diesen Dingen. 

(Abg. Dr. Merk: Wenn wir schon beim 
Streichquartett sind!) 

- Wir hoffen, daß das Streichquartett sehr har­
monisch wirkt. Wir spielen in diesem Streich­
quartett ja leider die erste· Geige, und wir werden 
'ä.ort sehr kräftig mit den Bogenstrichen ansetzen. 

(Abg. Fink Hugo: Nanananana!) 

In diesem Zeitraum, in dem sich der Haushalt 
des Landes Bayern um 37,4· Prozent gesteigert 
hat, wuchs der Bundeshaushalt um 30 Prozent; 
das heißt, der bayerische Haushalt ist um ein gutes 
Viertel stärker gewachsen als der des Bundes. 
Diese Steigerungen sind aber noch ohne die Bin­
dungs- und Verrentungsermächtigungen gerechnet. 

Um diese Steigerungen durchsetzen zu können, 
hat man eine starke Schraube bei den Steuer­
schätzungen angesetzt. Es war in den vergangenen 
Jahren von Optimismus und großem Optimismus 
die Rede. Die Schätzungen des Herrn Finanzmini­
sters in diesem Jahr werden als allergrößter Opti­
mismus bezeichnet. Ein Kommentator des Baye­
rischen Rundfunks fragte nun, wie man die nächste 
Steigerung nennen könnte. Ich befürchte fast, daß 
schon die Steigerungsform „allergrößter Optimis­
mus" beim Finanzgebaren nahe an die Leicht­
fertigkeit herankommt und daß sich die Grenze 
mit der Leichtfertigkeit zu verwischen beginnt; 
insbesondere dann, wenn wir untersuchen, wie 
sich die Steuerschätzungen aufteilen. 

Herr Minister, Sie haben bei der Lohnsteuer ein 
Mehraufkommen von 12,8 Prozent unterstellt. Dar­
aus geht hervor, daß sich die Herren Ihres Hauses, 
die diese Schätzungen vorgenommen haben, ver­
gewissert haben, ob im Jahre 1966 eine wesentliche. 
Erhöhung der Löhne und Gehälter eintreten wird; 
denn nur eine wesentliche Steigerung der Löhne 

und Gehälter kann diese Einnahmenschätzung un­
termauern. Nur aus der erwarteten Steigerung der 
Beamtenbesoldung werden Sie die Erhöhung des 
Steueraufkommens im ganzen wohl nicht errechnet 
haben. Wir müssen uns fragen, wie es möglich ist, 
daß sich gleichzeitig mit der Steigerung der Löhne 
und Gehälter - die Sie in Ihrem Haushalt aus­
weisen - auch die Einkommen- und Körperschaft­
steuer in diesem Maße steigert. Wenn nämlich 
Löhne und Gehälter steigen, gibt es zwei Möglich­
keiten: Entweder sinken die Gewinnraten bei der 
gewerblichen und industriellen Wirtschaft oder die 
Preise steigen. Da wir Preissteigerungen in die­
sem Ausmaße wohl alle nicht unterstellen wollen, 
bleiben die sinkenden Gewinnraten .. 

Aus Ihrem Vorbericht über den Vollzug des 
Haushaltes 1965 und über die Steuereingänge für 
die ersten drei Vierteljahre 1965 geht deutlich her­
vor, daß die laufenden Steigerungen der Kosten 
in der gewerblichen Wirtschaft unter anderem über 
die gestiegenen Löhne eine Gewinnschmälerung 
zur Folge haben. Sie weisen aus, daß sich das 
Aufkommen an Einkommen- und Körperschaft­
steuer um ein Prozent weniger erhöht hat, als die 
Vorausschätzungen betragen. Wenn wir in der Vor­
ausschätzung für 1966 annehmen, daß die Lohn-. 
steuer noch stärker steigt, dann können wir nicht 
glauben, daß die Einkommen-.· und Körperschaft­
steuer gleichzeitig noch mehr zunehmen wird. Hier-

, in ist zweifellos ein Widerspruch enthalten. 

Ich stelle in der Einnahmenseite noch einen wei­
teren Widerspruch fest. Wenn tatsächlich das Steu­
eraufkommen· in Bayern so wesentlich stärker an­
wachsen wird als im Bund, dann muß zwangsläufig 
die ·Zuweisung aus dem Lände.rfinanzausgleich zu­
rückgehen. Der Herr Finanzminister gibt auch zu, 
daß sein Ansatz der Leistungen aus dem Länder-. 

. finanzausgleich über den Ansätzen des Bundes 
liegt. Hierin liegt aber ein Widerspruch. Man 
kann hier nicht über den Ansätzen des Bun­
des liegen und gleichzeitig für die Steuereinnah­
men in Bayern eine höhere Zuwachsrate als im 
Bund schätzen. In der Einnahmenschätzung beste­
hen also ganz offensichtlich Unebenheiten und Wi­
dersprüche, um deren Aufklärung ich den Herrn 
Finanzminister sehr bitten möchte. 

Die Bedenken zu diesem Haushalt bestehen aber 
auf der Einnahmenseite nicht nur bei den Steuer­
einnahmen, sondern ganz besonders bei der V.er­
schuldung. Die Neuverschuldung in Bayern be­
trägt im Jahre 1966 auf dem Kreditmarkt 450 Mil­
lionen DM, und die Verrentungsermächtigungen 

· betragen 310 Millionen DM, zusammen rund 760 
Millionen DM. Der offene Deckungsbedarf aus den 
bisherigen Haushalten ist vom Herrn Finanzmini­
ster mit 540 Millionen DM aui:;gewiesen. Im Jahre 
1964 betrugen die Neuverschuldungen aus Kredit• 
markt- und Verrentungsermächtigungen 402 Mil­
lionen DM, 1965 693 Millionen DM. Sie stiegen also 
im Vorjahr um 72 Prozent. Wer nun erwartet 
hätte, daß nach dieser völlig ungewöhnlichen Stei­
gerung der Schulden im Jahre 1966 zumindest 
keine Zuwachsrate erfolgen würde, ist bitter ent­
täuscht worden. Wir stellen im Jahr 1966 eine 
weitere Steigerung .auf 760 Millionen DM - das 
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sind 9 Prozent fest. Kreditmarktinanspruch­
nahme, Verrentungsermächtigungen, Deckungsbe­
darf des bisherigen Haushalts und - was im Haus­
halt noch nicht ausgewiesen und noch ohne Dek­
kungsmittel ist - die Bindungsermächtigungen, 
das alles ergibt eine zusätzliche Verschuldung von 
insgesamt 1,8 Milliarden DM. Wenn Sie nun sagen, 
das könne man nicht zusammenrechnen, weil es 
sich einerseits um kurzfristige, andererseits um 
langfristige Verschuldungen handle, dann muß ich 
Ihnen sagen: Man wird immer dann, wenn man 
die langfristige Verschuldung betrachtet, insbeson­
dere prüfen müssen, wie sich die kurzfristige Ver­
schuldung entwickelt,. und diese hat sich hier in 
einem außerordentlich gefährlichen Maße entwik­
kelt. Möchte man also nach dieser Entwicklung der 
Verschuldung den Haushalt bezeichnen, so stellt er 
unseres Erachtens eine Art Pumpwerk dar oder 
einen Schuldenturm auf sehr rp.orastigem Grund; 
denn ein Anwachsen der Verschuldung in diesem 
Ausmaß ist in der Bundesrepublik doch wohl ziem­
lich einmalig. 

Ich glaube auch, daß kaum reale Aussichten auf 
Beschaffung der gesamten Mittel - sowohl der 
Steuereinnahmen wie auch der Verschuldungsmit­
tel - möglich sind. Herr Gabert hat ohnehin schon 
- und darin stimme ich ihm im vollen Umfange 
zu - auf die Schwierigkeiten und die Bedenken 
hingewiesen, die bei der derzeitigen Kapitalmarkt­
lage gegenüber einer solchen Verschuldung be­
stehen. 

Die Ursachen dieser verfahrenen Situation kann 
man aber keineswegs nu'r Ihnen zuschieben, Herr 
Minister. Die Haushaltsgebarung der Vorjahre -
ich habe das durch die Übersicht über die gesamte 
Entwicklung dargestellt - war zweifellos schon 
eine Vorbedingung für die heutige Situation. Auch 
die bisherigen Haushalte waren stark überzogen; 
Herr Dr. Raas hat dagegen mehrmals seine war­
nende Stimme erhoben. Indirekt haben auch Sie, 
Herr Minister, zugestanden, daß zuviel riskiert 
wurde. Sie haben gesagt: „viel"; ich glaube aber, 
man muß noch das Wörtchen „zu" hinzufügen, um 
Ihre Ausführungen voll verständlich und auch 
wahrheitsgemäß zu machen. Es ist natürlich klar, 
daß wir heute Schwierigkeiten haben - nach dem 
Ausverkauf der Landessteuern. Ich möchte sie die 
„Rudolfinischen Schenkungen" nennen, im Gegen­
satz zu den seinerzeitigen Karolingischen Schen­
kungen. Wenn wir auch auf der Gemeindeseite 
natürlich über diese Zuweisung der Mittel froh 
sein müssen, so darf man keineswegs vergessen, 
daß manche Schwierigkeit, die der jetzige Haus­
halt enthält, aus dieser Ursache herrührt. 

(Zuruf von der CSU) 

Hier muß aber auch gesagt werden, daß die Ge­
meinden trotz dieser „,Rudolfinischen Schenkungen" 
stets - und besonders zunehmend in jüngster Zeit 
- über eine außerordentlich hohe Verschuldung 
klagen. Bei der Verschuldung der Gemeinden darf 
man jedoch nicht übersehen, daß es sich in großem 
Umfang um Schulden handelt, die durch die Ver-

rentungsermächtigungen der Staatsregierung zu­
standegekommen sind. Die Schulden, für welche 
Verrentungsermächtigungei+ der Staatsregierung 
bestehen, sind doch nur nominell Schulden der 
Kommunen. Hier müßte man das manchmal etwas 
ungenaue Klagelied der Kommunen hinsichtlich 
ihrer Verschuldung auf seinen echten Gehalt zu­
rückführen, nämlich untersuchen: Was sind Schul­
den der Gemeinden, für welche die Gemeinde auch 
den Zins- und Tilgungsdienst zu tragen hat, und 
was sind Schulden auf Grund von Verrentungs­
ermächtigungen, die über den Haushalt der Baye­
rischen Staatsregierung abgewickelt werden? Wir 
müssen feststellen, daß diese Verrentungsermäch­
tigungen dieses Jahr auf den außerordentlichen 
Umfang von 310 Millionen DM angewachsen sind 
und daß deshalb die Klage der Gemeinden über 
die zunehmende Verschuldung zwar optisch richtig, 
in ihrem Gehalt jedoch nur zum Teil wahr ist, 
weil ein erheblicher Teil der angewachsenen Schul­
denlast der Gemeinden über die Verrentungser­
mächtigungen - hier durch den Haushalt des 
Landes - bestritten wird. 

(Abg. Dr. Reiland: Sie hätten sich besser 
informieren müssen!) 

- So falsch ist das nicht; denn die Gemeinden 
beziehen ihre ganzen Schulden ein und unter­
scheiden, wenn sie draußen ihre Situation groß 
darstellen, nicht so fein zwischen den Schulden, die 
auf Verrentungsermächtigungen beruhen, und ih­
ren eigenen SchuTden. 

Was kann nun hier getan werden? Wir sind der 
Meinung, man dürfte natürlich bei der Au~stellung 
des Haushalts nicht erst am Ende, wenn der H~ms­
halt im Haushaltsausschuß und hier im Plenum 
zur D.ebatte kommt, den Rotstift ansetzen. Die 
Ausführungen des Herrn Ministers, wonach ur­
sprünglich Mehranforderungen in Höhe von rund 
2,1 Milliarden DM vorlagen, zeigen, daß bei den 
einzelnen Ressorts der Bayerischen Staatsregierung 
übertriebene Ansichten darüber bestehen, was der 
Staatshaushalt überhaupt zu leisten in der Lage ist, 
aber man muß bei der spezifischen Sachkenntnis der 
einzelnen Ministerien doch annehmen, daß sie 
manchmal besser wissen müßten, wo man noch zu­
rückhaltend sein kann und wo nicht. 

Herr Gabert hat hier die Finanzreform zur 
Sprache gebracht, von der er sich eine Verbesse­
rung der Gesamtsituation erwartet, nämlich auf 
Grund einer besseren Aufteilung der Mittel. Da­
bei ist er sich mit mir darüber im klaren, daß da­
durch nicht mehr Geld hereinkommt. Dazu muß 
ich allerdings sagen: Die Finanzreform ist in Ver­
bindung mit der Steuerreform ein Werk, das sich 
keinesfalls kurzfristig bewältigen läßt. Wir wis­
sen, daß es schon mindestens in der letzten Legisla­
turperiode des Bundestags weitgehend vorange­
trieben worden ist, d. h. es liegen für die Finanz­
reform konkrete Vorschläge und Untersuchungen 
vor. Hinsichtlich der Steuerreform hingegen ist 
weithin noch vieles offen. Herr Gabert, wenn wir 
hier der Staatsregierung helfen wollen, müssen wir 
anerkennen, daß die in einer Steuerreform liegen­
den Gefahren größer sind als die Gefahren, die 
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in einer Finanzreform liegen; denn wenn die Steu­
erreform in Angriff genommen wird, muß man da­
mit rechnen, daß ein Umbau unserer Finanzierung 
im ganzen erfolgt, d. h. auch vom Aufkommen her 
ein Umbau zwischen direkten und indirekten Steu­
ern. Damit werden natürlich wesentliche Dinge be­
wegt, die aber für diesen Haushalt wohl noch 
keine Rolle spielen. 

Ich möchte aber eines sagen: Wenn der Bayeri­
sche Staat einen Haushalt vorlegt, den er selbst 
hier mit größten Bedenken vertritt, dann wuni,lere 
ich mich, daß die Bayerische Staatsregierung zur 
pfleglichen Behandlung des Verhältnisses zwischen 
dem Staat und den Steuerpflichtigen nicht mehr. 
unternimmt, daß z.B. das Finanzministerium in 
den vier Jahren, in den.en die steuerberatenden 
Berufe Kammern bekommen haben, trotz mehr­
facher Versuche seitens dieser Kammern noch nicht 
ein einziges Gespräch zustandegebracht hat, um 
Probleme des Zusammenspiels zwischen Finanz­
v.erwaltung und Steuerpflichtigen zu erörtern. Be'­
rufene Mittler sind hier die steuerberatenden Be­
rufe. ,Zu Kontakten kommt es bestenfalls auf der 
Referentenebene, und dort sind sie ausgesprochen 
schlecht. Hierzu muß man sagen: Die Bayerische 
Staatsregierung scheint keine Sorgen zu haben, wie 
sie ihre Steuern hereinbekommt; ·sonst· würde sie 
das Verhältnis zwischen Staat und Steuerpflichti­
gen, die die eminenten Beträge für den Staats­
haushalt aufbringen müssen, zweifellos besser pfle­
gen. Es dürrte doch einmalig sein, daß ein Mini­
sterium mit den Institutionen der Öffentlichkeit, 
die seine Partner sind, überhaupt keine Kontakte, 
überhaupt keine Verbindung uµterliält, sondern 
diese Beziehungen im Gegenteil durch Referenten 
in sehr mangelhafter Weise pflegt und außerdem 
noch in Fällen, in denen es dem Bayerischen Staat 
nicht einen Pfennig kosten würde, im Bundesrat 
Dinge unternimmt, die sich für diese Berufe aus-' 
gesprochen negativ auswirken. · · · 

Wenn von den Schwerpunkten dieses Haushalts 
gesprochen wird, so haben wir festgestellt, daß der 
Herr Finanzminister besonderen Wert auf die 
Schul- und Bildungspolitik legt, indem er ·die Be~ 
träge ausweist, und daraus schließt: Das .ist doch 
eine stob:e Bilanz; hier kann man nicht mehr davon 
sprechen, daß dieser Teil unserer Politik nicht mit 
genügender Bedeutung versehen wird! Wir haben 
hier unerhört viel ausgegeben und unerhörte Stei­
gerungen durchgeführt. Ich muß Ihnen offen sagen, 
sie sind erfreulich, und wir begrüßen· diese Steige­
rungen. Aber sie sind für sich allein überhaupt 
kein Beweis dafür; daß die eingeschlagene Politik 
die richtige war. Ich kann viel Geld für nichts und 
ich kann. viel Geld für Dinge ausgeben, wo es · 
falsch angelegt ist. Wir brauchen nur an die Mittel 
zu denken, die im letzten Jahr noch für den Bau 
einklassiger Schulen in ganz beachtlicher Höhe in 
Form von Zuschüssen gegeben worden sind. Wir 
können natürlich noch nicht feststellen, wie hoch 
diese Mittel im neuen Haushalt sind; aber wir müs.,. 
sen befürchten, daß auch jetzt noch welche darin 

. enthalten sind. Wir glauben, daß auch auf dem 

Hochschulsektor manchesmal bloß noch dem Gelde,. 
aber nicht nach dem inneren politischen Gehalt be­
wertet wird. Hier ist zweifellos auf Grund der aus­
gewiesenen Gelder ein Jubilate ausgesprochen wor­
den, dessen Berechtigung wir :tioch nicht anerken- · , 
nen und voll unterstellen können. 

Wenn wir prüfen, wo nun in d:i!esem Haushalt im 
wesentlichen die Möglichkeiten der Abhilfe be- ·· 
stehen, so glaube ich, daß ein gründliches Umstel- -
hm des gesamten Denkens nicht nur in diesem Hau- „' ' 
s~ stattfinden muß, sondern daß man auch in den 
Ministerien einmal anfangen muß, diese einfach 
überzogenen Anforderungen, die jedes Jahr kom­
men, zurückzuschrauben, wenn man .immer erwar­
tet und laut sagt, das Plenum möge streichen, im 
stillen Kämmerlein aber hofft; es möge doch nicht 
streichen. So ist da immer ein Zwiesp~lt vorhan­
den, werin man die Streichung erwartet, sich aber 
heimlich sa:gt: Na ja, die streichen doch riicht, aber 
wir haben ihnen . nach außen hin die Möglichkeli 

· gegeben. Eine echte und eine unechte Möglichkeit 
sind zweierlei Dinge. · 

Es ist· schon gesagt worden, dieser Haushalt 
drückt den politischen Willen der einen Seite ae's . 
Hauses zweifellds aus. Ich kann mir nicht vorster­
len, daß diese Seite des Hauses zu diesem Haus­
halt noch Wünsche haben könnte. Denn ich bip. „ 
wohl richtig unterrichtet, wenn ich annehme, daß 
die Staatsregierung von der einen Seite des Hau-. 
ses gebildet wurde, und daß die politischen Vor­
stellungen dieser Seite des Hauses in vollem Um­
fang Eingang in aen Haushalt gefunden haben:. 

·' 
(Abg .. Dr. Merk: Diesmal stimtneri Ihre I.n-

. formationen!) 

Es muß aber befürchtet werden, daß in den Vor-.,. 
stellungen manches drinsteckt, was in bezug auf 
das Wahljahr 1966 etwas abgefärbt hat ' 

(Abg. Dr. Merk: Zum Beispiel, zum Bei- · 
. spiel?) 
'' 

- Ja, wir glauben das; ich komme schon no'ch 
darauf, nur langsam. 

(Abg. Dr. Merk: Wann denn?) 

- Wie Sie wissen, sind wir leider diejenigen, .die·· 
immer wenig Zeit haben. Wenn Sie ausgerech,net 
immer von uns die kleinsten Emzelheiten hören 
wollen, geraten wir in Zeitschwierigkeiten. 

(Abg. Dr. Merk: Versäumen Sie die Zeit 
nicht; nennen Sie die Beispiele!) 

Wir glauben, daß mit diesem Aus-dem-VoUen­
Wirtschaften nun einmal ein Ende gemacht werden 
muß. Es wird wohl so sein, wenn i,lie Staatsregie­
rung von sich aus nicht dazu kommt, daß, wenn 
die Haushaltsschätzungen auf der Einnahmenseite 
wirklich nicht realisiert werden können - wovon 

. wir fest überzeugt sind - eines Tages doch auch 
· in diesem Hause ein sogenanntes Streichquartett -

vielleicht genügt auch schon ein Trio - sich an die 
Arbeit machen muß und diesen Wahlhaushalt etwas 
wird dezimieren müssen. 

(Abg. Dr. Merk: Ein volles Orchester ist 
inimer schön!) 
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Wir glauben, daß. die Anpassung der Ausgaben an 
die vorhandenen Mittel auch bei durchaus aner­
kennenswerten und an sich gerechtfertigten Aus­
gaben erfolgen muß. Natü,rlich gibt es viele ge-

~ · rechtfertigte Wünsche. Wir haben auch welche. 
Aber es ist die Frage, welche Wünsche, auch wenn 
sie gerechtfertigt sind, eben realisiert werden kön­
nen. Jeder Hausvater weiß, daß seine Familienmit­
·glieder gerechtfertigte Wünsche mancher Art ha­
ben und er wird sie doch nicht erfüllen können. 
Daß aber die Erfüllung ausschließlich Aufgabe ,der 
Regierungsseite sein soll, die Nichterfüllung und 
das Streichen aber Aufgabe der Opposition, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, damit werden 
wir von der Opposition uns nicht einverstanden 
erklären könrien. 

(Abg. Dr. Merk: Das haben Sie bisher auch 
nicht praktiziert! Das brauchen Sie gar nicht!) 

- Ich we:rde den Beweis noch führen, solange ich 
,hier bin. 

(Abg. Dr. De.hler: Auch die CSU nicht!) 

Wir sind der Meinung, daß besonders bei den Hoch­
bauausgaben die Ansätze liegen müssen, in denen 
doch zu beachtlichen Einsparungen gekommen wer­
den kann. Die . Haushaltsausgabe aus den Baumit-

. tdn sind bekanntlich in das Jahr 1964 mit 548 Mil­

. lionen DM und vom Jahr 1964 in das Jahr 1965 
mit 614 Millionen DM übernommen worden. Wir 
sind deshalb. der Meinung, daß eine Kürzung der 
Ansätze bei den Baumitteln ohne Beeinträchtigung 
des. tatsächlichen Bauvolumens , möglich ist; denn 
es hat sich gezeigt, daß die Ansätze in den Vor­
jahren, die im Haushalt gestanden haben, auf Grund 
von technischen und sonstigen Gegebenheiten ein­
fach nicht ausschöpfbar waren. Wenn wir mit 614 
Millionen DM Ausgaberesten ins Jahr 1965 gehen, 
muß ich Sie fragen, weshalb wir im Jahr 1966 diese 

·eminent hohen neuen Ansätze haben, von· denen 
Sie und wir mit Sicherheit wissen, daß wiederum 
ein.Ansatz fast 1n Höhe des Jahresvolumens nun-

. mehr ins Jahr 1967 hinübergeschoben wird. Warum 
denn? Hier sind doch wohl echte versteckte Mittel, 
die man am Ende doch zu etwas anderem verwen­
den wird als zu dem Zweck, zu dem sie ursprüng­
lich ausgewiesen waren. In diesen Ansätzen stek­
ken nach unserer Meinung auch die sehr gefährli­
chen und sehr gefälligen Wahlgeschenke. 

(Abg. Dr. Merk: Na, Herr Kollege, das ist 
doch wirklich zu einfach gesehen!) 

·Warum setzt man Mittel an, von denen man beim 
Ansatz bereits aus der Erfahrung seit Jahren weiß, 
daß sie gar nicht realisierbar sind? 

(Abg: Dr. Merk: Deswegen sind sie immer 
noch keine Wahlgeschenke!) 

- Natürlich, Herr Kollege! 

(Abg. Dr. Merk: Das ist zu primitiv!) 

Diejenigen Träger der Bauvorhaben, die föe gerne 
haben, möchten den Ausweis· bekommen: Für euch 

. haben wir es angesetzt; daß es dann nicht aus­
schöpfbar ist am Ende des Jahres, das tut uns 

. . 
' . , ' 

I . . . . . .. " 
furchtbar leid! - von hier aus aber hat man alles 
getan, werin die Wahl im November vorpei ist; die 
Dinge waren dringestanden. · -

(Abg. Dr. Merk: Man könnte meinen, Sie 
haben von Bauwirtschaft und öffentlicher 
Haushaltsführung .noch' nie etwas gehöi:'t!) 

E(err Kollege, ich glaube, Jch habe von der Bau.- · ·. 
wirtschaft einige Ahnung; ich habe sehr viel in · 
dieser Branche zu tun, und bin kein ganz Unbed1:1,d­
ter. 

(Abg. Dr. Merk: Primitiv!) 

-Manchmal,HerrKollegeMerk,muß man primitiv 
werden, um die Dinge auf ihren echten Gehalt zu­
rückzuführen, . sonst könnte es zu einem falschen 
Bild führen. 

Ich muß aber meine Zeit einteilen und. langsam 
zu Ende kommen. Ich glaube, daß wir auch in Bay­
ern langsam von den Ausgaben für den Sozialkon-' 
sum zu den Ausgaben für die Sozialinvestitionen 
kommen müssen. Es muß aber auch hier sorgfältig 
untersucht werden, ob die Leistungsfähigkeit der 
staatlichen Bauämte·r, der Planungsämter und ob 
die Leistungsfähigkeit auch der Bauwirtschaft über.,. 
haupt in der Lage ist, die Ansätze, die im Haushalt 
enthalten sind, auch nur annähernd zu realisieren. 
Wir sind zum Sparen und Kürzen bereit. Ich glaube, 
das zeigt sich am besten ari einem Beispiel, das · 
Herr Kollege Gabert schon genannt hat. Er hat das 
Beispiel Baden-Württembergs angeführt. Ich datf 
sagen, daß dies ein Beweis dafü.r ist, daß die freien 
Demokraten zum Sparen bereit sind; denn iGh 
glaube, die Sorgen des Landes Baden-Württem­
berg und die Anforderungen der Allgemeinheit hin­
sichtlich Abwasserbau, Wasser·versorgung, Straßen­
bau, Hochbau usw. sind dort keineswegs geringer 
als in Bayern. Wenn dieses Land Baden-Württem„ 
berg in der Lag•e ist, einen Haushalt 1966 vorzule~ 
gen, der um 100 Millionen DM geringer ist als' der 
Haushalt 1965; dann sollte das für uns ein Beispiel 
sein. Ich glaube, hier hat ein Parteifreund der FDP, 
der Finanzminister vori Baden-Württemberg, nach 
außen schon zu erkennen gegeben, daß wir zum 
Sparen und Kürzen bereit sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herreri, die 
FDP-Fraktion in diesem Hause ist bereit, Sie in 
vollem Umfang im Sparen zu unterstützen. Wir· 
haben beschlossen, zum Haushalt 1966 bei den Be­
ratungen keine Anträge zu bringen, die Ausgaben­
erhöhungen enthalten. Ein besseres Angebot zum 
Sparen kann Ihnen eine Oppositionspartei nicht 
machen. Ich muß Ihnen aber auch gleichzeitig er­
klären, diese Bereitschaft kann nicht dahi:i:J. aus­
arten, daß wir es eventuell der Regierung oder den 
Regierungsparteien überlassen könnten, bei den 
Haushaltsb~ratungen Verbesserungen ausschließ­
lich auf ihr Panier zu schreiben. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wenn wir bei diesen Haushaltsberatungen unter 
Verzicht auf ausgabenerhöhende Ausgaben unter 
Umständen eine Umverteifong oder eine Änderung 
von Prioritäten wünschen, danrr bedarf es auch der 
Mitarbeit der Regierungspartei; denn nur unter 
der Voraussetzung, daß Wir am Haushalt in geeig:-

·. / ' ~. 

·/ ., 
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neter Form ohne Erhöhung mitwirken können, 
können wir bereit sein, auf ausgabenerhöhende 
Anträge zu verzichten. Ich glaube, daß Ihnen in 
diesem Hause ein faireres und solideres Angebot 
zum Ausgleich Ihres Haushalts noch nicht unter­
breitet worden ist. Wenn aber zu diesem Haushalt; 
der doch wohl die Meinung der Regierungspartei 
ausdrückt, also ihre Wünsche berücksichtigt, Er­
höhungen kommen sollten, dann ist unser Angebot 
nicht zu halten. Ein anderes Verhalten von Ihnen, 
als es nun bei diesen Ansätzen zu belassen, wäre 
jedenfalls fishing for compliments, das heißt, m:an 
würde einen Wählerfang betreiben. Ich hoffe, daß 
man Ihnen das in den Haushaltsberatungen nicht 
nachzusagen braucht. 

Wenn ich zusammenfasse, dann muß ich sagen:· 
Nach Auffassung der Freien Demokraten erscheint 
der Haushalt in den Einnahmen unrealistisch, in 
den Ausgaben überzogen und in seiner Verschul­
dung unverantwortlich. Es ist nach unserer Auf­
fassung niclit, wie der Herr Minister sagte, wohl 
ein Haushalt der Vernunft, es ist nach unserer 
Meinung - und man möge uns Lügen strafen; die 
Entwicklung wird es zeigen, wir werden uns dann 
gern strafen lassen - ein Haushalt der Illusionen. 
Denn so, wie er jetzt dargestellt ist - auf Einzel­
heiten hat Herr Kollege Gabert in vielen Dingen 
hingewiesen; hierzu fehlt mir dieZeit-,isternach 
unserer Auffassung nicht ;realisierbar. Auch der 
Pessimismus und ·die Streichungsaufforderungen 
des Herrn Ministers selbst beweisen es; denn wenn 
man einen Haushalt mit Streichungsaufforderungen 
vorlegt, dann muß man selbst im Innern die Über­
zeugung haben, daß er doch wohl so, wie er vor­
gelegt ,wurde, nicht realisierbar ·ist. Ich glaube, auch 
der Rotstiftstummel des Herrn Kollegen Fink wird 
nicht dazu ausreichen, ihn allein zu vollziehen. Wir 
wollen hoffen und mithelfen, daß wir ihn über die 
Runden bringen. Aber ich glaube, es ' wird noch 
einiger kritischer Veränderungen ·bedürfen. 

(Beifall bei FDP und SPD) 

Präsident Hanauer: Herr Kollege Dr. Panholzer, 
darf ich Sie bitten! Ich erteile Ihnen das Wort. 

Dr. Panholzer (BP): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der allgemeinen 
politischen Unsicherheit, die man in der Bundes­
republik spürt, ist zweifellos die Frage der Ret­
tung der Währung oder der Inflation eines der wich­
tigsten Momente, die das Volk bewegen. Fragen 
Sie einmal die Notare, die Verkäufe beurteilen, 
wie sehr sie bedrängt werden: Was soll mit dem 
geschehen, was mir jetzt für meine .Enteignung 
oder den abgetretenen Grund noch gegeben wird? 
Wie soll ich damit weiterkommen, wenn das Geld 
von einem Tag zum anderen schlechter und wert­
loser wird? Ich habe vor etwa vier Jahren einmal 
in der Sendung „Politik aus erster Hand" auf diese 
Frage der Verschlechterung der deutschen Wäh­
rung sehr deutlich hingewiesen, und ich habe dafür 
von Persönlichkeiten, die durchaus beachtlich sind, 
heftige briefliche Vorwürfe bekommen. 

Die Frage der Währung spielt zunächst einmal 
eine erhebliche Rolle unter dem Gesichtspunkt der 
Liquidität. Die Liquidität ist jetzt auf das äußerste 
eingeschränkt worden. So ziemlich alle Auslands­
guthaben hat man zurückgerufen. Man hat aber 
auch noch Geld im Ausland dazu aufgenommen. 
Das halte ich für unverantwortlich; denn diese Ein­
schränkungen sind nun einmal unerläßlich, wenn 
wir die D-Mark noch retten wollen. 

Im übrigen ist kürzlich der amerikanische Fi­
nanzminister Fowler in halb Europa spazierenge­
flogen und hat die europäischen Finanzminister 
dazu zu bewegen versucht, eine Reservewährung 
aufzubauen, weil er eine große Illiquidität in der 
westlichen Welt voraussehe. In Bretton Woods, auf 
der Konferenz der verschiedenen Nationalbanken, 
hat Fowler - .Fowler hat übrigens nicht sehr viel 
Erfolg mit seinen Flügen gehabt - auch mit 
dem schweizerischen Natiorialbankpräsidenten Dr. 
Schwegler gesprochen. Herr Dr. Schwegler hat sehr 
wenig Verständnis für die Reservewährung gezeigt 
und dem Herrn Fowler kurz und bündig erklärt: 
Drucken Sie halt nicht so viel Banknoten! Eindeut­
licher Beweis, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wie weit nun die Frage der Verschlechte­
rung der Währung in der westlichen Welt voran­
geschritten ist. Es ist deshalb für uns gar keine 
Frage, daß wir alles unterstützen müssen, und 
zwar vorbehaltlos, um die deutsche Währung, bei 
der heute doch die D-Mark nur noch 60 Pfennig 
wert ist, vor einem weiteren Verfall und vor der 
offenen Inflation zu bewahren. 

Auf dem Deutschen Genossenschaftstag hat Herr 
Blessing gesagt: Wenn unsere Restriktionsmaßnah­
men etwa neuerdings blockiert oder verhindert 
werden, dann müßten wir eben mit fliegenden Fah­
nen in die offene Inflation hineingehen. Er sagte 
„wieder blockiert"; denn schon der Präsident der· 
Bank deutscher Länder hat im Jahr 1955 erkannt, 
daß die deutsche Wirtschaft anfange, sich zu er­
hitzen, und daß dadurch die Stabilität unserer Wäh­
rung aufs ernsteste gefährdet würde. Er hat am: 
2. August · 1955 - diesen Tag werde ich nie ver­
gessen - den Zentralbankdiskont um 2 Prozent , 
hinaufgesetzt und wirklich energische Maßnahmen 
ergriffen. Anfang 1958 hat dann der Bundeskanz­
ler Adenauer gefunden, daß hohe Zinsen schädlich 
sind; er hat sich den Interessenverbänden gebeugt 
und die Maßnahme plötzlich abbrechen lassen. Das 
war ein unverantwortliches Geschehen, um so un­
verantwortlicher, als die ganze Maßnahme dadurch 
hinfällig wurde und sich die guten Seiten, die sie 
hatte, in Schaden verkehrt haben. Die jetzigen Ver­
suche, die Währung zu sanieren; haben natürlich 
zur Folge, daß 1. das Geld wesentlich teurer wird 
und 2. die liquiden Mittel für Anleihen sehr rar und 
damit die Möglichkeiten der Geldaufnahme auch 
für die öffentliche Hand sehr schwierig werden. Es 
ist klar, daß die öffentliche Hand nicht etwa Zinsen 
von 14 Prozent für Anleihen bezahlen kann, wie 
sie der Bund einmal gestartet hat, als er steuer­
begünstigte Anleihen oder so etwas Ähnliches wie 
eine Anleihe aufgelegt hat. Der Effekt war natür­
lich, daß die Leute, die 60 und 70 000 und 100 000 
DM und darüber hinaus verdient und diese Anleihe 
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gezeichnet haben, durch das Durchschneiden der 
Progression einen Zinsertrag von 14 Prozent erzielt 
haben. Ich glaube nicht, ,daß wir uns so etwas lei­
sten können. Ich sehe heute noch den damaligen 
Landwirtschaftsminister Lübke vor dem Sitz des 
Herrn Kollegen Ministerpräsident Dr. Hoegner ste­
hen, wie er ihn gebettelt hat: SindSiedochsogutund 
stimmen Sie für dieses Geld mit 14 Prozent! Wenn 
wir keine Anleihen aufnehmen können, wenn wir 
nicht genügend Geld haben und wenn heute schon 
bei den Vormund~chaftsgerichten die Frage auf­
taucht,' ob man überhaupt erlauben kann, für die 
Mündel Pfandbriefe oder Staatsanleihen zu zeich­
nen, dann sieht inan doch offenbar, wie gefährlich 
unsere Situation geworden ist. So kann es nicht 
gehen. Das Schicksal der Währung kann nicht „eine 
Reise an das Ende der Nacht" sein. 

Bei dieser Situation, meine sehr verehrten Da­
men und. Herren, ist natürlich hinter viele Maß­
nahmen, die der Etat des Herrn Finanzministers 
vorsieht, ein Fragezeichen gesetzt, vielleicht sogar 
eine Art Riegel vorgeschol:ien. Ich will nicht ein 
böser Kritiker dieses Haushalts sein. Ich habe im­
m'er sehr viel Verständnis für den Optimis­
mus gehabt, den Ihr Herr Vorgänger in diesem 
Hause bei dem letzten Etat, den er hier vertreten 
hat, gegenüber den heftigen Angriffen, es sei ein 
weit übersetzter Haushalt, bewiesen hat. So habe 
ich auch gefunden, daß man wenigstens den Opti­
mismus des Ministers honorieren muß. Ich werde 
das auch hier tun, sehe allerdings - das sage ich 
ganz offen - nicht sehr viel Hoffnung, daß wir alles 
durchführen können, was in diesem Haushalt steht. 
Ich kann mir vorstellen, Herr Staatsminister, daß 
,Sie im Ministerrat vielleicht viel weitgehendere 
Kürzungen erreichen wollten, als Sie erreicht ha­
ben, weil Sie den Wunsch und die Hoffnung aus­
gesprochen haben, Herr Kollege Fink, unser ver­
ehrter Vorsitzender des Haushaltsausschusses, möge 
den Rotstift recht spitzig machen und ihn gut ge­
brauchen. 

Die Steuerkraft, meine sehr verehrten Damen 
und. Herren, wird auch eines Tages nachlassen; 
denn die Expansion, auf der sie beruht und von der 
sie bisher lebte, wird eine starke Einschränkung 
erfahren müssen ganz notgedrungen. Wir haben 
weit über unsere Verhältnisse gelebt und uns viel 
zu viel erlaubt. Was will eine Finanzreform in 
diesem kritischen Zeitpunkt eigentlich noch 'bedeu­
ten, frage ich mich. Es· ist immer nur ein Kuchen 
vorhanden, der heute vielleicht noch ganz annehm­
bar ist, aber kein Mensch weiß, wie er morgen sein 
wird. Jedenfalls erwarte ich in keiner Weise, daß 
er irgendwie besser oder. größer sein wird. Und 
wie soll dann der Kuchen aufgeteilt werden? Neh­
men wir einmal bei dieser Finanzreform einen 
S~euerverbtmd an, dann hat das zur Folge, daß der 
ganze Kuchen zunächst einmal dem Bund gehört 
und der Bund dann die schmalen Stücke heraus­
schneidet, die er den Bundesstaaten und den Ge­
meinden geben will. Darüber kann k·ein Zweifel 
sein: einen größeren Ausgabenhunger als der Bun­
destag hat kein einziges Parlament der Bundes-

staaten. Was da alles passiert ist, ist "ein offener 
Skandal. Glauben Sie ja nicht, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, daß die Herr~n in Bonn 
bereit sind, auf etwas zu verzichten, wenn sie den 
ganzen Kuchen vor sich sehen und diejenigen sind, 
die die einzelnen Stücke herausschneiden. Wir ha­
ben ein Vorbild für eine solche Art der Finanz­
politik in der Weimarer .Zeit in der damaligen Zen­
tralverwaltung 'der Finanzen gehabt, und die da­
maligen Bundesstaaten haben mit den allergröß­
ten Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt, um über­
haupt noch, sagen wir einmal, haltbare Dinge her­
auszubringen. Herr Ministerpräsident Dr .. Hoegner, 
Sie nicken mit dem Kopf, Sie haben es selber er­
lebt. Also eine Finanzreform dieser Sorte würden ' 
wir, meine Partei, auf jeden Fall zurückweisen; so 
kann es nicht gehen. Ein Vorschlag wäre, in den . 
jährlichen Anteilen, die wir aus der Einkommen­
und Körperschaftssteuer an den Bund abzugeben 
haben, auf 20 Prozent zurückzugehen. · 

(Abg. Lallinger: Richtig, jawohl!) 

Dann würden immerhin sehr erhebliche Möglich- ·. 
keiten bestehen, die armen Gemeinden - das sind 
praktisch nun alle, leider - entsprechend. zu dotie­
ren. Es gibt in diesem Hause wohl kaum jemand, 
der die Not der Gemeinden nicht anerkennt und 
bereit wäre, ·ihnen irgendwie zu helfen. Das .wäre 
·eine Finanzreform, die sich wirklich sehen lassen. 
könnte. Die Ausgaben des· Bundes für alle niög-:­
lichen Dinge lassen sich sehr wohl kürzen. Jetzt 
m ü s s e n sie gekürzt werden, und Bonn. soll sich . 
nur daran gewöhnen, daß sie gekürzt werden. Ich 
will auch ganz offen sagen: Ich sehe gar nicht <;!in, 
warum der Verteidigungshaushalt nicht au.eh etwas 
büßen sollte. 

(Abg. Lallinger: Sehr richtig!) 

Er ist übersetzt. Wenn nämlich immer eine Mil­
liarde übrig bleibt und man die Milliarde als Kür­
zung ansieht, so ist das Spiegelfechterei. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was 
nun die Frage anlangt, wo können wir kürzen· und 
wo sollen wir es nicht tun, so bin ich der Meinung, 
daß solche Kürzungen im allgemeinen nur bei den 
großen Brocken möglich sind, weil si!e nur da wirk­
sam werden. Es ist lächerlich, da kleinere Ansätze 
zu stutzen, weil dann offenbar die ganze Ausgabe 
nicht mehr seriös ist. Einen Etat aber möchte ich 
gern ausnehmen, 

(Abg. Fink Hugo: Die Kultur!) 

und das ist der Kultusetat; denn dies ist ein Etat, 
auf dem mit seiner Förderung von Kunst, Wissen­
schaft und aU diesen Dingen unsere ganze Zukunft 
steht, ohne den unsere Zukunft weithin gar ntcht 
möglich wäre. Die Dinge haben sich eben in der gan­
zen Welt so stark verändert, daß wir nun wirklich 
die letzten Groschen aufwenden müssen, um Wis­
s~nschaft, Forschung, Bildung und Erziehung so aus­
.zustatten und voranzutreiben, damit wir nicht an 
der letzten Stelle neben denen stehen, die uns in 
den Jahren 1933 bis 1945 alles, was Erziehung, 
Bildung und Forschung heißt, vernichtet haben. 

Es ist nicht notwendig, daß wir alle Straßen so 
bauen, daß jeder mit einer Geschwindigkeit 

·. '·· 

'.·· 1 
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von 200 km in der Stunde über sie hiriwegras,en 
kann, was ja der sehnlichste Wunsch vieler Auto-

. fahrer ist. bas halte ich für einen groben Unfug •. 
Ich bin auch der Meinung, daß man dl.e Bindung 
der den Gemeinden .. überlassenen Kraftfahrzeug­
steuer an den gemeindlicllen Straßenbau minde­
stens lockern, aber doeh wenigstens stark eih~ 
schränken sol1te. Es bleibt l.mmer rioch die ,Moglich-' 
keit, daß der Finanzminister gewisse Bedingungen 
fÜr diese Lockerungen setzt. Aber wo gar· keine 

. Straßen mehr im kommunalen Gebiet zu bauen 
sihd und schon' alles im .wesentliehen -ausgebaut.ist, 
ist es vielleicht besser, rrian verwendet diese M~ttel · 
+ü.r andere Dinge; die ~ichtiger .. sind; · 

Ich bin auch der Meinung,:. daß es: nicht mehr an, . 
„ gängig· ist, dfe staatlichen Bauten so" luxuriös · h.er- .· 

zustellen, wie es· jetzt geschieht. Es ist dies auch 
bei vielen Schulhausbauten der Fall gewesen. Ich 
keime eine Anzahl von Bürge_rmeistern, die sich 
gegenüber den Regierungen geweigert haben, für;. 
das Schulhaus mehr auszugeben, die aber gezwun-· 
gen worden sind; weil sich die Regierung ein beson­
de:~ ,schones · Sehulha.us vorgestellt hatte. 

(Zuruf von der SPD: Hör doch auf!) 
' I ; . 

_,. So iSt ei:r aber wl.rklich gewesen, tatsächlieh! Ich 
könnte Ihhen viele Beispiele aus der nächsten Nähe 

. von München nennen.· , . . . 

Nun glaube ich, meiri.e sehr verehrten Damen 
'und Herren, daß die Einsparungen, die wir sicher­
licll werden mac(leh 'müssen, auch den SektOr der' 
Obersten Baubehörde betreffen werden: Es ist mit 
Recht darauf hingewiesen worden, daß all die 
Hochbauten, die darin ·stehen, in einem Jahr eföfach · 
nicht zu b~wältigen sind, und daß es notwendig ist, 
diese Mittel genau zu überprüfen' und auf das 
äußerste einzµschränken.' Ich würde es nicht für 
richtig halten, dafür auch , noch Geld, noch dazu 

· .zu teuren Zinsen; aufzunehmen. . · .. 

Der Herr. Staatsminister der Finanzen hat. )3eine . 
Etatrede n:iit ~ muß ich sagen ~ sehr viel mensch­
licher Wärme vorgetragen urid, trotz der schwieri­
gen Situati'ori unseres Landes, auch mit einem gu­
ten Humor. Ich habe das als besonders angen~hm 
wirkend empfanden. kh möcht.e ihm daher für 
diese Art,· iri der er. uris .sein, Leidensbuch a:ufge-

, schlagen hat, persönlich herz}ich danken. Ich möchte 
Ihnen aber auch, Herr Staatsminister, von 'Herzeri 
wünschen, daß di'e großen Sorgen, die mit diesem 

. Haushalt verbunden sind, vielleicht dqch ih diesem 
oder j·enem Punkt kleiner sein werden als Sie es 

· befürchten. · 

(Beifall bei den Koalitionsparteien) 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Darf ich, Sie zunächst um Ihre ·Zustimmung bitten, 
daß wir jetzt die Aussprache abbrechen - Wider-" 
spruch erhebt sich nicht. 

Darf ich Sie des weiteren um Ihre Zustimmung 
dazu bitten, daß außerhalb der Tagesordnung hoch 
eine eilige Angelegenheit verabschiedet wird: Es 

handelt sich darum, daß die Bundesfinanzgerichts- · .. · 
ordnung den Länderparlamenten die Aufgabe zu:.: 
geteilt hat, Vertrauensleute für die Wah1 der Laien-'; 
beisitzer an den Finanzgerichten, bei uns in l\/Iün- , . 
chen und in Nürnberg, zu besteHen. Diese müssen:" :i 
jetzt no.ch tätig werden, damit die Finanzgerichte·; 
ab Januar 1966 wirksam hesetzt sind. Die Frak- · ' 
tionen sind nach Beratungen im Ältestenrat davon;:; , 
verständigt. Mir liegt jetzt die Liste dieser Ver./;.' · 

• trauensleute, je 7 für München und Nürnb.erg n:1.ltl:,; 
je sieben Vertretern, .vor. Besteht Einverständnis"· 
damit,. daß w~i:: diese kurze 'Sache rioch sch.nell .. e~: .:: · 

Jedigen? - Ich stelle' Zust~i'nrilung fest„Ich' :Cl~F~·. ,' 
für das ·Protokoll :festhalten: . · .. · . . · .. : . . '' , „ 

Der Präsident des Finanzg~richts München b'.at 
mit· Schreib.en vom 22. Oktober 1965. mitgeteilt, 4aß' 
die .dritte Wahlperiode der ehrenamtlichen Fi:nanz­
:richte.r bei den Finanzgerichten Münch.en u~d Nürn-

. berg am 31. Dezember 1965 ·abläuft. · ·· ·· · ' 

Nach der a:m 6. Oktob<7r 19Ei.5 verkündeten Finanz~. 
gerichtsordnung, ~lie am 1. Januar 1966 in Kraft tritt, 
sind Ctie ehrenamtlichen Finanzrichter nunmehr fllr' 
vier Jahre durch einen Wahlausschuß nach Vor­
schlagslisten der beteiligten Berufs- und Wirt.:.' 
schaftsorganisationen zu wählen, Gem,äß § .23 der 
FinanzgerichtSordnung wird bei jedem Finanzg'e.i.: · 
richt. ein Ausschuß dieser ehrenamtlichen Finanz~;, . 
richter bestellt. Der Ausschuß besteht ü. a .. aus· '7 
Vertrauensleuten, die die Voraussetzungen zur Be.:. ' 
rufung als ehrenamtliche Finanzrichter erfüllen · ·· 
müssen. Die Vertrauensleute und ihre Vertretet.' 
;werden auf 4 Jahre vom Landtag gewählt, Es sind,· 
somit für das Finanzgericht München w.ie· für das'. 
Finanzger>icht Nürnberg je 7 Vertrauensleute, und .. 
deren Vertreter voin Hohen Hause zu wählen. 

Nach dem d'Hondt'schen Verfahren .. entfailen 4 .·· 
Vertrauensleute bzw. Vertreter auf die csu.:.Frak.,. 
tiori und 3 Vertrauensleute bzw. Vertreter auf di~. 
SPD-Fraktion: 

Die '.Fraktionen, die ich: bereits mit Schreiben 
v.om 27. Oktober 1965 unterrichtet habe, haben fof- ' 
gende Vorschläge eingereicht, die ich Sie dann durch 
'.eitien Wahlakt.zu biiligen bitte: .. 

Finanzgericht München: Vertrauensleute (CSU)'.· 
1. Lex Otto, Studienrat, München 8, Prinzregen-

. · t.enstraße 103, · ' · · 

' 2. Dellinger 'Rudolf, Verwaltungsrat, · Münclien · 8, ' 
Weißenburgerstraße 11/III, ... " 

· 3. Sfein Erwin, Diplom-Volkswirt, München .19, Ti-·. 
zianstraße 89, 

4. Kern Andreas; Angestellter, München 9, AlOis­
Wohlmuth-Straße 3, 

(SPD) 
1. Specht Gerhard„ ,:Diplom-Volkswirt, MühcheD; '8, ':;.„· 

Schwanthaletstraße 64-66, ' .. r ! 1 · 

2. Wirnhier Josef, Stadtoberinspektor, Passau, Östuz:.· '.:: 
zisstraße 2, 

3. Schermbach Martin, Verwa1tungsangestellte'r; · ·_ 
Haunstetteri; Landsberger Straße 56, ':.' ' 

Dazu die Vertreter (CSU) 
1. Hartmann E:arl, Angestellter, München 12, Ang­

lerstraße 30/III, · 

1. ·,' 

. ; ' 

: .'·, 
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2, Steinbeis Hans, Schriftsetzer; München 13, Sailer­
straße 5/II, 

3. Kern-Emden Eugen, Rechtsreferendar, München­
,Pasing, Maria-Eich-Straße 76/II, 

4. Schindlbeck: Hermann, Angestellter, München 8, 
Milchstraße 10/III, 

(SPD) 
1. Bredl Wenzel, Abteilungsleiter im DGB, München 

15, Schwanthalerstraße 64-66, 
2. Mock Erich, Kaufmann und Bürgermeister, Spie­

gelau/Landkreis Grafenau, 
3. Tögel Helmut, Geschäftsführer, Pfuh~ bei Neu-

Ulm, Drosselweg, ' 

Finanzgericht Nü r n-b er g: Vertrauensleute (CSU) 
1. Holzbauer Georg, Oberlehrer, Nürnberg, Bunz­

lauerstraße 89, 

2. Streiberger Johann, Mechaniker, Nürnberg, Spieß­
straße 33, 

3. Bauerreiß Hans, Bäckermeister, Nürnberg, Kirsch­
gartenstraße 8, 

_4. Jungkunz Helen, Sekretärin, Flötnerstraße 7, 
(SPD) · . . 

1. Svoboda Franz, Prokurist, Fürth/Bayern, Herrn.:. 
straße 50, 

2. Schmude Heinz, Geschäftsführer, Nürnberg, Pom­
melbrunnerstraße 12, 

3 .. Seuß Johann, Sparkassenamtmann, Amberg, 
Herrnstraße 1, 

Vertreter (CSU) 
1. Dr. Rost Sieghard, Oberstudiendirektor, Nürn­

b~rg, Berchingerstraße 3, 

2. Wiegel Adolf, Konstrukteur, Fürth, Herrnstra­
ße 46, 

3. Thomas Benno,' Prokurist, Fürth, Kaiserstraße 45, · 
4. Schwidersky Gerhard, Angestellter, Fürth, Si-

monstraße 58, 

(SPD) 
1. Mörl Heinrich; Sozialfürsorger, Winkelhaid, Bahn­
hofstraße 75, 
2. Bauer Otto, Geschäftsführer, Nürnberg, Tafel­

feldstraße 28 und 
3. Fuß Johann, kaufmännischer Angestellter, Re­

gensburg, Lessingstraße. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, die Wahl der 
eben bekanntgegebenen Vertrauensleute und deren 
Vertreter in einfacher Form kumulativ vorzuneh­
men. - Ich stelle das Einverständnis des Hohen 
Hauses fest. 

Wer mit der Wahl der von der CSU-Fraktion,· 
und der SPD-Fraktfon nominierten Vertrauens­
leute einverstanden ist, möge sich vom Platz er­
heben. - Danke schön. Ich stelle Einstimmigkeit 
fest, Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Nicht der Fall. Dann ist die Wahl der Vertrauens:-

_leute einstimmig erfolgt.-Ich darf-mich- für die Er- : .... - - -
ledigung bedanken. 

Für die Tagesordnung morgen bleiben noch etwa. 
eineinhalb Stunden für die Koalition, die aber nach . 
Ankündigung nicht ausgenützt werden. Die Oppo­
sition hat noch einen Rest von zehn Minuten. Nach 
dem Schlußwort des Herrn Ministers ist dann die 
Plenarsitzungswoche für diese Woche beendet. 

Die Sitzung ist für heute geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17 Uhr 58 Minuten)' 




